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A a s  d€Ki B c lrfó & C R
rS<tiön ist das Dergmannslebfir

Kin lehrreiches Beispiel zur Beurteilung der Arbeits- und 
Betriebsverhältnisse im R u h r b e r g b a u  bietet nachstehen­
der Bericht der ,Jiergarbeiter-Zeitung‘‘ von Zeche O s t  e r - 
• e ld  F-IV:

Auf hiesiger Schachtanlage geht cs in letzter Zeit unter 
dem Druck von oben ziemlich wild her. Nach Auffassung der 
Verwaltung gibt es keinen Bergmann mehr, der genügend 
leistet. E s  soH immer noch mehr geleistet werden, trotzdem 
heute jeder nach dem hier herrschenden System hergeben muli. 
was in ihm steckt, wenn er nicht mit einem Hungerlohn nach 
Bause gehen will. Es ist hier vorgekommen, daß Kohlenhaucr 
mit 4.96 Mk. oro Schicht nach Bause gegangen sind.

Gedinge vereinbaren gibt es in den meisten Betrieben 
überhaupt nicht. Es heißt einfach: „Bas  bekommt ihr — und 
damit fertig! Ihr müßt die Hacke in beide Bände nehmen und 
dann feste in die Wand hauen!“  Haben dann die Kameraden 
ihre Pflicht erfüllt und feste in die Wand gehauen, dann finden 
sic nach Schichtzeit über Tage beim Besehen ihrer Förder­
ziffer an der Tafel ein trauriges Bild. Ganze Wagen, auch 
zwei, drei und mehr, sind den einzelnen Partien gestrichen 
worden. Auf der Hängebank herumlaufend, suchen die Kame­
raden den unreinen Teil oder die Wagen, die wegen Minder- 
»laß gezebnteJt wurden, leider vergebens! Der unreine Teil 
oder das Mindermaß wird von dem dazu Beauftragten abge­
schätzt und gczehntelt. W ie cr das fertig bringt, darüber 
schweigt man sich aus. Die Erbitterung darob ist sehr groß 
unter den Kameraden, weil keiner sich überzeugen kann, ob 
er unreine Kohle geladen oder schlecht beladen hat. Cs ist 
vorgekommen, daß einer Kameradschaft von acht Mann etwa 
HX) Wagen in einem Monat als unrein abgezogen wurden, und 
zwar von Flöz Wellington, das von vier Steinpacken durch­
setzt ist.

M it Material sieht es auch oft traurig aus. hauptsächlich 
in Querschlägen und Richtstrecken. Fs kommt vor, daß das

Holz 12 bis 15 Meter zuruck ist. Die Lutten sind oft 40 Meter 
und mehr zurück. Wenn man sich beschwert, dann heißt es: 
„Es  ist alles bestellt, aber noch nichts da!“  .Man kümmert sich 
nicht um das. was den Arbeitern durch die ..Bildergalerie“ 
(unfa 11 v (• rhut u n gsp r o pa ga nd a ) veranschaulicht wird. Daher dic 
vielen UnfäJIe, die hier zu verzeichnen sind.

Den Hilfsanschlägern über Tage zahlt man nur 5.85 Mk.. 
wahrend der Tarif 6.65 Mk. vorsieht. Den alten Leuten, die 
infolge ihrer langjährigen Bercarbeit ausgemergelt und krank 
werden und liber ein halbes Jahr feiern, gibt man den tarif­
lichen Urlaub nicht mit der Begründung, daß sie nach sechs­
monatiger Feierzeit von der Knappschaft und aus der Beleg­
schaft gestrichen und dadurch neu angelegt sind. Darunter 
sind Leute, die hier dreißig Jahre beschäftigt sind.

Der Druck von oben wirkt sich auch auf dic Beamten aus. 
ns gibt manchen Steiger, der seine Familie sehr wer.it: zu 
sehen bekommt, da er die meiste Zeit im Bütt verbringt. W ill 
man mittags eine Bestellung machen, so heißt es: ..Der Steiger 
ist aus Angst nicht ausgefahren!“  Oder: ..Der Steiger ist 
wieder angefahren!“  Anstatt sich zu wqjiren und mit den 
Arbeitern an der Verbesserung ihrer Lage zu arbeiten, be­
weist mancher Steiger seine Tüchtigkeit für den Betrieb da­
durch. dau er sich an Arbeitern vergreift und diese mit 
. clilagen traktiert. Fin Steiger, dem bewiesen wurde, daß 
erwachsene sich solche Liebenswürdigkeit nicht gefallen 
■assen, versuchte seine Tüchtigkeit an Jugendliche, die infolge 
Unterernährung dem guten Mann nicht das Nötige zurückgeben 
konnten, so daß er ais Sieger hervorging. E 5 wird auch be- 
lauptct, ein Steiger wäre über einen Kohlenhaufen ausge­
rutscht und seine Hände hätten sich am Halse eines Kameraden 
erfangen. Dieser war aber von dieser Umarmunz nicht be­

sonders erbaut und der Steiger zog dabei den Kürzeren
Sparen ist auch ein schönes Ding. Um „oben“  nicht änzu-

? i  nämtiVi! r Ht ,KCSi?-arV, W0 es am weniKsten angebracht 
er i Ï Ï S  . u l  w  n Beamter erklärte ausdrücklich, wenn 

„  £'* .4.° Pfo r ° n"e Forderung verbrauche, werde
»hm der Stuhl vor die Iu re  gesetzt. Da braucht man sich
herrscht* W’' * ß In dcn Betrieben Mangel an Holz

Eine Ichlion für GewcrhsduMsfascoisicrs
O raaiüsaüonszw ang ist SR zui& sig!

Schon des öfteren seit Bestehen der schwarzrotgoldenen 
Kapitalsdemokratie ist es dem frcigclbcn Faschismus gelungen, 
revolutionäre Arbeiter wegen ihrer antigcwcrkschaftlichen <ie- 
sinnufig aus Lohn und Brot zu jagen. Hin und wieder ereignen 
sich jedoch Fälle, wo selbst die bürgerlichen Klassenrichter 
nicht umhin können, den fanatischen Gewerkschaftsterroristen 
einen Strich durch dic Rechnung zu machen. So  veröffentlicht 
der „Syndikalist“  vom 4. Juni I‘>27 ein Urteil des Amtsgerichts 
Maiinheinm, welches es für unzulässig erklärt, daß ein Proletarier 
wegen seiner Organisationszugehörigkeit aus seiner Arbeits­
stelle herausgedrängt werden kann. Wegen seiner Allgcmein- 
bcdcutung geben wir dieses Urteil hiermit zur Kenntnis und 
empfehlen es allen Unionsgciiossen zur besonderen Beachtung.

•
Ausfertigung.

Badisches Amtsgericht Mannheim.
Aktenzeichen: 4 Z li 3165/26.

Verkündet: 
am 13. April 1927.

gez. H ö l z e r .
als (Jerichtsschreiber.

Schieds-Urtei!.
In Sachen des Maurers M i c h a e l  W e h e  in M a n n ­

h e i m .  Draisstraße 4’. Kläger.
Prozeßbevollmächtigter:

Rechtsanwalt Dr. W olter in Mannheim
gegen

G e o r g  I I  e 1 w  i g in V i e r  11 Ii e i m. Sandstraße 13, Beklagte.
Prozeßbevollmächtigter:

Rechtsanwalt Dr. Max Kaufmann. Mannheim 
wegen Forderung 

hat das badische Amtsgericht in Mannheim auf die mündliche 
Verhandlung vom 16. März I ‘>27 duicli den Amtsgerichtsrat Dr. 
B levler fiir Recht erkannt:

Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger den Betrag 
von 36,80 Mk. —  Sechsunddreißig Reichsmark SO Pfg. nebst 
4 Prozent Zinsen hieraus se't dem 2. September 1926 zu be­
zahlen.

Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreites zu tragen.
Tatbestand:

Unterm 22. 11. 192«) erhob der Kläger gegen den Beklagten 
folgende Klage:

Der Beklagte wird verurteilt, an den Klager den Betrag 
von 36,SO M!:. nebst 4 Prozent Zinsen hieraus seit dem 2. Sep­
tember ds. Js . zu bezahlen und eie Kosten des Rechtsstreites 
7.11 tragen. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Zur B e g r ü n d u n g  d e r  K l a g e  wird vorgetragen:
Der Kläger, welcher seit 6. 3. 1026 bei der Firma Bau-

A111 Morgen «v.-. ... .......... ........ ....  , „  ..
seiner Funktion als Baudelegierter der Bauleitung, daß die 
übrigen, an dieser Baustelle beschäftigten Arbeiter sielt weigern 
würden, mit dem Kläger zusammen zu arbeiten, da dieserwurden, mit dem Mager iusanmiui /.u w..
nicht w ie die anderen Arbeiter im Baugewerksbund, sondern 
in der Freien Arbeiter-Union organisiert sel. Hierauf er-

R ? r  ^ ^ R c r  t r ö g t  h i e r g e g e n  v o r :
Fs sei nicht wahr, daß der Beklagte nicht selbst Stellung 

zu der Angelegenheit genommen habe. F r habe sogar, als der 
KJager auf die Baustelle gekommen sei. sofort die übrigen 
Arbeiter versammelt und zu ihnen gesagt:

• .h "?oI,lu5C?- hcUte fa,IKCn zvyui Maurer von der Baustelle B e ­
triebsbahnhof «un, von denen einer Syndikalist ist. W ir  w .rdcn uic «.im iusmuu ; ues iviagcrs mm uarnit uiesen
unter allen umständen mit keinem Syndikalisten zusammen- S l ol’aus srwachsciidt'i Schaden verursacht. E r ist somit ironiüj 
arbeiten. * 826 BOB. dem Kläger zum Ersatz des Schadens verpfichtet

Gleichzeitig habe er dazu aufgefordert, dic Arbeit m i laugt »'■“ *-'? war somit, da der Anspruch seiner Höhe
nich. aufzunehmen, bis dic Sache geregelt sei. Gegen dieses nac‘,tjnic!it bestritten wurde, in vollem Umfange statt zu gebet

auf Grund der Aussagen des Zeugen Bosch, der dem Be** 
ten auf die Unzulässigkeit der Arbeitsverweigerung aufmer, 
*am gemacht hat, hält das Gericht für erwiesen, daß der B< 
klagte mehr getan hat als nur den Beschluß der Belegsch 
der Bauleitung zu übermitteln. E r hat nach Aussage des Ze-j 
gen Bosch die Arbeiter dieser Baustelle an dem fraglich«! 
Tage zusammengerufen und dieselben aufgefordert, an de* 
früheren Beschlüsse der Belegschaft festzuhalten, wonach c 
Zusammenarbeit mit einem Syndikalisten verweigert werd 
sollte. \on diesem Standpunkt ist der Beklagte auch nie 
abgewichen obwohl ihm aus den Kreisen der Arbeiter 
denken entgegengehalten wurden und obwohl der Zeuge Bosd 
das Ansinnen des Beklagten als Terror bezeichnete. Hieraus 
•olgt, daß der Beklagte den Beschluß der Belegschaft nicht 
nur weitergegeben, sondern sogar veranlaßt und in der Ric 
tun^ herbeigeführt hat. wie es geschehen ist.

Aber selbst, wenn der Beklagte zu einem Beschluß dies« 
Inhaltes nicht aufgeforuert hätte und derselbe aus den Reih« 
der übrigen Arbeiter selbst gekommen wäre, so kann de 
Täterschaft des Beklagten doch nicht in Frage gestellt werdei 
Dadurch, daß er den Beschluß der Belegschaft an die Bau 
leitung weitergegeben hat. w ar er jedenfalls mit der Belet", 
schaft dahin einig, daß der Kläger von der Arbeitsstelle er-, 
fernt werden müsse. Dadurch, daß er den Beschluß zur Auv 
fuhrung brachte, indem er ihn der Bauleitun? mitteilte, hat , 
ihn sich selbst zu eigen gemacht. Durch die Mitteilung an d 
Bauleitung hat er die eigentliche und letzte Ursache zu dt 
Entlassung des Klägers gesetzt. Vergl. hierzu die Entsche. 
dung des Landgerichts Barmen vom 6. 2. 1926 Z  W . 19̂  
S. 289.

Wenn nun der Beklagte glaubt, es sei seine Pflicht abl 
Baudclegierter gewesen, diesen Beschluß der Arbeiterschar 
an den Arbeitgeber weiterzugeben, so verkennt er. daß er (& 
Beschlüsse der Arbeitnehmer nur insoweit mitzuteilen hat. ai? 
dies in den Grenzen geschieht, die ihm als Baudelegierten ee. 
setzt sind.

Seine Befugnisse erstrecken sich im allgemeinen aber nur 
auf wirtschaftliche Belange der Arbeiter. Um solche handtk 
es sich in vorliegendem Falle nicht, sondern um reine Mach 
interessen innerhalb der Arbeiterschaft. E r  hat also gerade 
das nicht eetan. was er hätte tun müssen: das gute Elnver 
nehmen innerhalb der Arbeiterschaft zu fördern. E r  hat das 
Gegenteil getan, anstatt darauf hinzuwirken, daß eine Entlas. 
Sun« des Klägers vermieden und die Angelegenheit in einer 
fiir alle Teile annehmbaren Weise erledigt wäre, hat er ledig, 
lieh die Interessen seiner Organisation ins Alice gefaßt und 
verfolgt. Mit der Entlassung des Klägers auf seine Drohun. 
hm. war er vollkommen einverstanden. Sein Vorgehen wird 
also durch die ihm als Baudelegierten durch den Tarifvertraj 
auferlegten Pflichten und Befugnisse nicht gedeckt.

Der Beklagte hat also In einer gegen die eilten Sitten ver. 
stoßenden Weise die Entlassung des Klägers und damit diesem

fertigt erschien.
Für den ihm hierdurch an 4 Tagen entstandenen verdicnst- 

ausfall macht der Kläger den Beklagten verantwortlich. 
Dieser habe auf Grund des Beschlusses der Belegschaft von der 
Bauleitung die Entlassung des Klägers gefordert. Dieses \ er­
langen sei ein Verstoß gegen die guten Sitten und mache

IV ia K c r  I i i c m  .- .u s a m m tu . o .. .. , ., .  ... ---  ---
zur Sache Stellung genommen und insbesondere nicht die ent 
lass.mg des Klägers verlangt. Zum Beweise hierfür berief e 
sich auf den Architekten Valentin Rudolf als Zeugen.

Weiterhin aber verstoße die Weigerung von Angehörigen 
einer Organisation, mit den Mitgliedern einer anderen Organi­
sation zusammenzuarbeiten, nicht gegen die guten Sitten, da 
es jedem frei stehe, über seine Arbeitskraft frei zu verfügen 
und zusammenzuarbeiten, mit wem er wolle. Ein Schaden-unu zusammenzuarucucii, um wem n  ., . . , 7 —  --- 5 : ------- *. • — ,
ersatz könne demnach aus einer solchen Weigerung nicht her- Ein gegen die guten Sitten verstoßendes Verhalten 
geleitet werden. Zur Begründung dieser Auffassung berief sich j über dein Kläger liegt sonach zweifellos vor. Fraglich 
der Kläger auf eine in der Fachzeitschrift der Zimmerer abge- . ob gerade der Beklagte, die Täter oder Mittäter iür c 
druckte Entscheidung der 8. Zivilkammer des Landgerichts | Kläger entstandenen Schaden haftbar gemacht werde 
Dresden.

A “  V ^ v n  -’ V I.  VJV K  V. 11 U ltA C O
'(sinnen hatten sogar einige Arbeiter protestiert und der A r­

beiter Bosch habe das beabsichtigte Vorgehen des Beklagten 
als direkten Terror bezeichnet. Beklagter habe sich aber hier­
durch nicht beeinflussen lassen. Zum Beweise hierfür berief 
sich der Kläger auf den Maurer Alfred Bosch als Zeugen 
Beklagter habe also selbst die Veranlassung zu der Ent­
schließung der Belegschaft und damit die Veranlassung zur 
Entlassung des Klägers gegeben.

Wegen des übrigen Vorbringens der Parteien wird auf den 
Inhalt der vorbereiteten Schriftsätze verwiesen.

Die von den Parteien benannten Zeugen Rudolf und Bosch 
wurden auf Grund des Beweisbeschlusses vom 16. Februar 1927 
1111 Beweistermin vom 25. Februar 1927 vernommen. Vergl. 
A. S. 35—37.

Die Akten des Gewerbegerichts Mannheim lagen dem B e ­
richte vor.

Gründe:
Die Mage ist Grund des 8 826 B G B . begründet. Hiernach 

ist zum Schadensersatz verpflichtet, w er in einer gegen die 
guten Sitten verstoßenden Weise einem anderen vorsätzlich 
Schaden zuzieht. Der eingetretene Schaden muß in ursäch­
lichem Zusammenhang stehen, zu der zum Ersatz verpflichten­
den Handlung.

Im vorliegenden Falle hat der Beklagte, was nicht bestrit­
ten ist, der Bauleitung mitgeteilt, daß die Belegschaft die Arbeit 
verweigere, wenn der Kläger bei ihr beschäftigt würde. Erst, 
als dem Beklagten mitgeteilt wurde, daß der Kläger noch am 
selben Tage entlassen würde, wurde mit der Arbeit begonnen. 
Auf Grund dieser Drohung mit Arbeitsverweigerung kam für die 
Bauleitung offenbar im ersten Augenblick nur die Entlassung 
des Klägers in Frage, um nicht durch einen eventuellen Streik 
der gesamten Belegschaft einen erheblichen wirtschaftlichen 
Schaden zu erleiden. Der ursächliche Zusammenhang zwischen 
der Streikandrohung durch den Beklagten und der Entlassung 
des Klägers ist somit zu bejahen. Der Einwand des Beklagten, 
er habe die Entlassung des Klägers nicht gefordert und er wäre 
mit der Unterbringung des Klägers bei einer anderen Baustelle 
einverstanden gewesen, spielt hierbei keine Rolle. Ausschlag­
gebend ist vielmehr lediglich die tatsächliche Lage, die sich 
durch die Drohung mit der Arbeitsverweigerung für die Bau­
leitung ergeben hat. und diese Situation forderte eben —  da 
offenbar rasch gehandelt werden mußte — die Entlassung des 
Klägers.

Das Reichsgericht hat in seiner Entscheidung in Bd. 104 
S. 328 ausgesprochen daß es ledern Einzelnen frei steht, sich 
auch einer Organisation anzuschließen, oder nicht: daß aber 
auch andererseits den Organisationen im Interesse der 
Stärkung ihrer Stellung und ihres Einflusses im wirtschaft­
lichen Leben die möglichst vollzählige Heranziehung aller für 
die in Betracht kommenden Personen auch unter Anwendung 
eines gewissen Druckes auf die zum Anschluß nicht Bereiten 
gestattet sein muß. Selbstverständlich aber dürften nur er­
laubte Mittel zur Anwendung kommen und auch diese nur in­
soweit, als sie in ihrer Auswirkung nicht gegen die guten 
Sitten verstoßen.

Hiernach genügt es also, wenn das zur Erreichung des 
Zwecks angewandte Mittel unsittlich ist. Im vorliegenden 
Falle handelt es sich nun darum, einen andersorganisierten Ar­
beiter. eben weil er anders organisiert war und sich der O r­
ganisation der anderen Arbeiter der iragüchen Haustelle nicht 
anschließen wollte — vo r der Baustelle zu entfernen. Es 
handelt sich also nicht um einen wirtschaftlichen Kampf, son­
dern lediglich um einen solchen um die Macht. Der Kläger 
and der Arbeitgeber sollten unter allen Umständen unter den 
Willen der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter gebeugt 
werden. Welche Folgen aus diesem Vorgehen der Belegschaft 
fiir den Kläger entstehen mußten, war den Beteiligten insbe­
sondere aber dem Beklagten offenbar gleichgültig. Mit der 
Entlassung des Klägers waren sie. in erster Linie aber der 
Beklagte, jedenfalls vollkommen einverstanden. Ein solches 
gewaltsames Hinausdrängen eines Arbeitnehmer« aus einer 
Arbeitsstelle lediglich deshalb. weil er anders organisiert ist. 
verstößt gegen das Anstandsgefühl aller billig und gerecht 
Denkenden, mit anderen Worten, gegen die guten Sitten. 
Vergl. RGZ. vom 8. X I. 1922 Warneyer. die Reehtspr, des 
Reichsgerichts 1924. S. 65.

Ein gegen die guten Sitten verstoßendes Verhalten gegea-
ist nur. 

den dem 
:i kann.

Es  war durch Schiedsurteil zu erkennen § 18 der T.k- 
lastungs V. 0.

Wegen der Kosten vergl. § 91 ff. ZPO .
gez. Dr. B  1 e y  1 e r.

Ausgefertigt: Der üerichtsschreiber 
gez. uni. Unterschrift.

Mitteilungen
Rcicn

Achtung! VRUK.-Umlage.
In der 24. Woche ist die erste 50 Pfg.-Rate der VRUK-t'm- 

lage fällig. Die Ortsgruppen werden um pünktliche Abrech­
nung ersucht.

*
An die Ortsgruppen!

Mit vorliegender Nr. erfolgte die Zustellung der Abrecb- 
nungsberichtsbogens. Sorgt für Einsendung desselben.

R. A. A.

Essen.
Am Sonnabend, den 18. Juni, abends 7.30 Uhr, in der 

Migendherberge. öffentlicher Diskussionsabend. Zeitungsles«: 
und Sympathisierende sir.d hiermit eingeladen.

«
Chemnitz.

Am Mittwoch, den 22. Juni 1927, abends 7.30 Uhr: 
große öffentliche Volksversammlung

im Lokal Linde am Theaterplatz. Thema wird durch Hand­
zettel und Plakate noch bekannt gegeben.

Oeffentliche Quittung der VRUK.
Pflichtbeiträge Berlin : 140,—.
Pflichtbeiträge Reich: Berlin-Brandenburg 92,40: Mittel­

deutschland. Halle 9.16: Rheinland-Westfalen 24.00: Wasser­
kante 7.90: Mainz 4.50; Lauban 4.80: Rüstringen 5,40; Reichs* 
umlage ä Konto 150,—.

Sammellisten Berlin: 5. Bez. Nr. 634, 17.50: 7 Bez. Nr. 6’ i. 
1,20: 8 Bez. Nr.632, 7,— ; 11. Bez. Nr. 611. 6.50: 13. Bez. Nr. 608. 
8.50: 14. Bez. Nr. 603 (Rest). 1,— ; 15. Bez. Nr. 609. 2.-: 
Nr. 610, 5,— : 17.: Bez. Nr. 623, 4,— : Betrieb Lorenz Tempel­
hof Nr. 602. 13,85: 2. Bez. 1.— : 17. Bez. 10,— ; Oen. Weißte 

-. Sammlung Maiversammlung 32,70.
Sammellisten Reich: Nowawes Nr. 638 25,30: 639 25.95:

640 15.70: Dresden Nr. 652 7.55.
Postkarten Berlin: 3. Bez. 6.— : 5. Bez. 2,— : 13. Bez. 1,20: 

E. L. Sammlung Versammlung 3. Bez. 2.— : Sammlung F. I- 
Jugend 17. Bez. 20,75: Postkarten 13,90. Marken 5,—.

firoft-HfTlIn
Wochenbeiträge.

In der 24. Woche (vom 12. bis 18. Juni 1927) betragen die 
Beiträge — einschließlich 50 Pfg. VRUK-Umlage —  1,30 'Ik. 
1.50 Mk. und 1.80 .Mk. Arbeitslose 10 Pfennig.

Oeffentliche Diskussionsabetide.
6. Unterbczirk. Freitag, den 17. Juni, abends 7^  Uhr. im 

Lokal Schultheiß-Patzenhofer. Kreuzberg- Ecke Möckern­
straße. KPD - und RFB.-Genossen sind eingeladen.

I I .  Unterbezirk. Freitag. 24. Juni, abends 7^  Uhr. in> 
Lokal Schünemann. Sedanstraße 19 20. fhema: Die
schaftlighe und politische Lage.

wirt-

Der Druckfehlerteufel hat uns in Nr. 23 des „Kampfruf 
einen üblen Streich gespielt. Im Leitartikel (..Warum All£C' 
meine Arbeiter-Union?“ ) muß es gleich zu Anfang in der 
zweiten eZile richtig heißen: ..daß sich der Kapitalismus ij 
der P h a s e  seines ökonomischen Zusammenbruchs Lefindet" 
usw.. anstatt „Phrase“ , wie dort Irrtümlich steht. ^

i

r ciuM.tiiuei:cii oenauen uauuar gemaent wcrücn Kann. Verantw Redakteur u Heraii'set'her- Hermann Koch Berlin N- 
Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme. iusbesondereDruck: Druckerei f. Arbeiterliteratur. W’. Iszdonat, Berlin O 17-

3er Kampfruf
Organ her StHgeineincn Strbeit er «Union

CKeooIutimtäre 5J3etriebQ=9rganifationen)
3ahrgung 8 , 9tr. 2 5 Die Zeitunz erscheint wöchentlich. —  Zu beziehen durch die Bezirks-Organisationen der 

Union u. durch die Buchhandl. f Arbeiter-Literatur. Berlin SO. 36. Lausatzer Platz 13 sprets 15 Pfennig

Die Iliingeroiicnsive gegen das Proletariat
Erhöhung der Kartoffel-, rieisdi- und Zodfcrzöile

Am 31. Ju li läuft die Geltungsdauer der jetzigen Z 0 II- 
gesetze ab. wodurch die Frage der künftigen Regelung 
bereits akut geworden ist. Die Regierungsparteien haben 
sich in Verhandlungen der letzten l äge schon so weit 
geeinigt. dalJ sic zur kommenden Zolldebatte im Reichs­
tag unter anderem auch eine Erhöhung der Lebensmittel- 
Zölle Vorschlägen wollen. Auf Grund dieser Verständi­
gung hat die Reichsregierung zur Zollfrage ebenfalls vo r­
bereitende Beschlüsse gefaßt, worüber nachstehende amt­
liche Mitteilung unterrichtet:

...Jas Reiciiskabinett befaßte sich in seiner Sitzung vom 
IS. Juni zunächst mit den schwebenden Zolltariffragcn. Das 
Kabinett stellt in diesen Fragen auf dem Boden der Beschlüsse 
Jer Genfer Weltwirtschaftskonferenz. Es wird demgemäß un­
verzüglich der Reicliswirtschaftsrat um Frsuiut:!., eines (iut- 
. chteiis unter Zuziehung des Haudclspo -dien Ausschusses 
des Reichstages über eine Revision dev Jeutschen Zolltarii- 
sesetzes zwecks Herabsetzung des Zi.ilniveaus ersucht wer­
den. Sodann sollen entsprende Vorschlag!, beschleunigt den 
•s. tTireb-.'" i n Körpers- Jiaben zm> . . I ' :* Beachtung der

Grundsätze der Weltwirtschaitskonferenz schließ t.iclit aus. 
daß mit Rücksicht auf die Existenz der bäuerlichen {etriebe 
und im Interesse der inneren Kolonisation dnzeln. landwirt­
schaftliche Zollsätze eine gewisse Erhöhung erfahren. Aui 
Grund dieser Erwägungen hat das Kabinett beschlossen, den 

setzgebenden Körperschaften die Erhöhung dos autonomen 
KartofielzoIIes aui i .Mk. vom I. Dezember 1027 ab, sowie die 
Streichung des Zwischenzolles für Schweinefleisch vorzn- 
■chlagen, so daß bezüglich des Schweinefleisches der Zollsatz 
des schwedischen Handelsvertrages von 32 Mk. praktische Be ­
deutung erlangt.

Bekanntlich hat außerdem das Kabinett schon früher die 
Erhöhung des autonomen Zuckerzolles auf 15 Mk. unter Her­
absetzung der Zuckersteuer beschlossen. Alle übrigen Zoii- 
sätze, wie auch das zollfreie Kontingent fiir Gefrierfleisch, 
.sollen in der gegenwärtigen Höhe bestehen bleiben. Die ganze 
Regelung soll unbeschadet der den gesetzgebenden Körper­
schaften zu unterbreitenden Senkungsvorschläge bis zum 31. De­
zember 1929 gelten.“

Es soll demnach — pro Doppelzentner —  erhöht 
werden: der Kartoffelzoll von 50 Pf. auf 1 Mk.. der Zoll 
iiir Schweinefleisch von 21 Mk. auf 3 2  Mk. und der 
Zuckerzoll von 10 Mk. auf 15 Mk.

Das heißt mit anderen W orten: auf je fünf Pfund 
Kartoffeln soll künftig ein Zoll von zweieinhalb Pfennige 
liegen, auf jedem Pfund Schweinfleisch ein Zoll von 
16 Pfennige und auf jedem Pfund Zucker ein Zoll von 
Mebeneinhalb Hermigen.

Für die proletarischen Massen wird also der neue 
Zolltarif eine fühlbare Verteuerung der wichtigsten Nah­
rungsmittel und damit eine Steigerung des Hungerelends 
bringen!

Dabei ist es noch eine Frage, ob es bei den bisher 
Geplanten Erhöhungen der Lebensmittelzölle bleibt. Der 
bekannte ..Reichslandbund' ist bereits mit einer Erklä- 
’ Jng auf den P lan  getreten, um gegen die ungenügende 
Erfüllung seiner Forderungen zu protestieren. Die Junker 
erblicken in der von der Regierung geplanten Neurege­
lung der Zollsätze — die schon einen gesteigerten Raub­
zug auf die Taschen der Arbeitermassen entfesselt — 
dennoch ..eine schwere Enttäuschung“ . S ie  verlangen 
einen höheren Kartoffelzoll; sie ..bedauern, daß für 
Schmalz und Fett nur eine unzureichende und für Frisch­
milch überhaupt keine Zollregelung erfolgt ist". 1 »ie 
Großagrarier —  und mit ihnen der Reichs-..Ernährungs"- 
Minister Schiele! —  fordern eine Zollpolitik, dic einen 
Wenen Profitfeldzug für die Junkerkaste, einen auf die 
Spitze getriebenen Aushungerungskrieg gegen das Pro le ­
tariat darstellt.

Ob die deutschen Krautjunker, die adligen Herren 
von Ai und Halm, ihre zollpoiitischen Sonderwünsc^e bei 
dtr  Zentrums-Partei durchsetzen können, ist jedoch nicht 
mal ausschlaggebend für die künftigen Zollgesetze. Denn 
der neue Zollplan der Reichsregierung trügt ja sowieso

schon die Tendenz in sich, die Lebenshaltung der A r- : geführt wird. Die wirtschaftlich im nationalen Boden 
beitertnassen zu verteuern. M it der öligen Phrase, daß ■ verankerten Agrarkapitalisten hingegen besitzen nach 
für einer, zukünftigen Zollabbau erst ein Gutachten ein-; wie vor in der Zollpolitik ihre schärfste Waffe. 11111 der 
geholt werden soll, geht das Kabinett des Reichsbanner- j ausländischen Konkurrenz entgegen /.u treten. Die 
kameraden Marx daran, den Massenkonsum noch m it: Schutzzollmauern, die alle kapitalistischen Länder von­
höheren Zöllen zu belasten. Das ist ungefähr dasselbe, i einander abschließen, gehören zum unentbehrlichen Hc— 
als wenn ein zu lebenslänglichem Zuchthaus Verurteilter. standteil einer Agrarw irtschaft auf der Grundlage des 
auf die nach Jahrzehnten evtl. winkende Begnadigung; Privateigentums. Denn die Zölle sind für die Junker das 
vertröstet wird. Und damit die sozialdemokratischen; Universalmittel, um unter nationaler Flagge fiir ihre 
Oppositionshelden w ider W illen nicht das Steckenpferd; W aren auch im Inlande größere Profite lierauszu- 
der Genier Kapitalistenkonferenz reiten können, macht schlagen. Das kapitalistische Poduktionssystem ist es
der geschäftsführende Ausschuß des deutschen Kapita leibst, das immer wieder die Bedingungen schafft für

zur Verteuerung der proletarischennitis eine galante Verbeugung vor jenen Grundsätzen der j eine Offensive 
W eltw irtschaftskonferenz, dic eben eine Erhöhung von • Lebenshaltung.
Zollsätzen nicht ausschließen. So werden den besitz-: Der bevorstehende zollpolitische Htmgcrfeldzug der
losen Massen wichtige Nahrungsmittel verteuert —  im j Bourgeoisie hat die Kirchhofsruhe der jetzigen Saure- 
Zcichen der Genfer ..\ölkerverständigung \ die für die gurkenzeit merklich gestört und w ieder Leben i;i den 
sozialdemokratisch-gewerkschaftlichen Führer das po- ( parlamentarischen Froschteich gebracht. Besonders die

SPD.- und Gewerkschaftsbonzcn sind geschäftig amlitische Evangelium ist.
Der zollpolitische Vorstoß ist natürlich nur ein (ilied 

ui jener Kette der allgemeinen Kapitalsoffensive, die mit 
der Rationalisierung eingesetzt hat. Für den modernen 
Industriekapitalismus hat die Schutzzollfrage heute an 
Bedeutung erheblich verloren, da der Prozeß der inter­
nationalen Vertrustung auch die Formen des Konkurrenz­
kampfes verändert. ! >ic großen Industriekonzerne können 
ihre Leistungsfähigkeit auf dem Weltm ärkte heute halten 
und steigern vornehmlich durch Produktionskostensen­
kung. d. h. durch verschärfte Ausbeutung der Proletarier, 
die eben mittels Rationalisierung der Großbetriebe dureh-

Däs Fiasko der Arbcifsbesdtäffung
Es wird amtlich zugestauden.

Die Uebersicht des Reichsfinanzministeriums über die Ge­
staltung der Reichseinnahmen und -ausgaben im Rechnungs­
jahr 1926 gibt jetzt genaue Zahlen über die Durchführung des 
Arbeitsbeschaffungsprogramms, das die Reichsregierung im 
Sommer 192(> angekündigt hatte und das im ganzen zu einem 
Fiasko geführt hat. A11 Ausgaben fiir Zwecke der Arbeitsbe­
schaffung waren bekanntlich v o r g e s e h e n :

200 Mill. M. Kredit für den Kleinwohnungsbau 
50 ,. „  Landwirtschaftliches Siedlungswerk
30 ,. .. zur Förderung des Baus von Landarbeiter­

wohnungen
100 ., ,. für die produktive Erwerbslosenfürsorge über

den urspriingl. vorgesehenen Betrag hinaus 
15 „  ., Wohnungsfürsorgefonds

ItO „  .. Darlehen a. d. Deutsche Reiclisbahngc ellsch.
Zus. 495 Mill. M.

T a t s ä c h l i c h  a u s  g e g e b e n  w u r d e n :
138 Mill. M. Kredit für den Kleinwohnungsbai!
27 „  .. Landwirtschaftliches Siedlungswerk
13,5,, „  Wohl ungsfürsorgefonds
80 .. Darlehen a. d. Deutsche ReichsbahngesellscH

Zus. 258.5 Mill. M.
Aus dieser amtlichen Uebersicht ist zu ersehen, daß die 

Ausgaben iür Arbeitsbeschaffung hinter den Versprechung n 
der Regierung um fast eine Viertelmilliarde Mark zurück- 
blieben. Das heißt: das bombastisch angekündigte „Arbeits­
beschaffungsprogramm“  ist zu einem großen Teile gar iiic!.t 
durchgeführt worden, obwohl es ohnehin schon völlig unzu­
länglich war. Das amtlich eingestandene Fiasko der Arbeits­
beschaffung ist um so s.hwerwiegendcr, als fiir die sozhl- 
wichtigsten Posten (Wohnungsiürsorge, Bau von Landarbeiter­
wohnungen, produktive Erwerbslosenfürsorge) überhaupt keine 
oder nur lächerlich geringe Mittel ausgeworfcii wurden.

Die erww.LJcccn Proletarier haben cs hier schwarz aui 
weiß, daß die kapitalistische Arbeitsbeschaffung nur ein Bluff 
ist. Auch im kommenden W inter wird die Bourgeoisie den 
Hungernden ähnliche Versprechungen machen weshalb die pro­
letarischen Massen schon jetzt vor Illusionen gewarnt sind.

Werke. 11111 sich als Kämpfer gegen die soziale Reakthn 
aufzuspielen. Sie reden ihrem treulosen Koalitionsbruder, 
dem Zentrum, wie einem kranken Schimmel zu. doch ja 
etwas Rücksicht zu nehmen auf die Arbeiter mit schwarz­
rotgelben Abzeichen. Die ..Abrechnung“  mit den ..Zoll­
wucherern“  kommt fiir die SPD . natürlich erst bei den 
nächsten Reichstagswahlen d. Ii. in anderthalb Jahren

iu Frage. Bis dahin müssen die Proletarier eb*;n dm  
Hungerriemen enger schnallen und die famose demo­
kratische Republik hochleben lassen.

Die S P D . und die Gewerkschaften sind vom Stand­
punkte des Parlamentarismus und ihrer Stellung zur ka­
pitalistischen Demokratie jedoch nur konsequent, wenn 
sie in der Zollfrage ihrer kleinbürgerlichen Politik des 
Höffens und Harrens treu bleiben. Eine solche schnur­
gerade Linie wird man vergeblich bei der KIM), suchen, 
die w ie gewöhnlich eine Politik der Widersprüche und 
der Planlosigkeit treibt. Mit der Ankündigung parlamen­
tarischer Obstruktion während der Zollberatungen im 
Reichstage, mit dem Aufgebot der Lärminstrumente des 
R F B . versucht die KPD., die „Einheitsfront gegen Hun­
gerblockade“  herzustellen. I >ie kapitalistische Hunger­
offensive ist nun gew'iß dazu angetan, größere Arbeiter­
massen aus der Passivität wachzurütteln. W as  aber dic 
K PD  unter proletarischer Kampfesfront versteht, ist nur 
ein wüstes radikalreformistisches Durcheinander. Denn 
wie der „Vorw ärts“  die Arbeiter auf die „Abrechnung“  
mit dem Stimmzettel im Dezember nächsten Jahres ve r­
tröstet. so vertröstet die „Rote Fahne“  die Proletarier 
auf den Kampf der SPD . und Gewerkschaften unter dem 
Druck der Massen. Dabei muß die KPD . selbst fest­
stellen. „daß die Gewerkschaftsreformisten und sozial­
demokratischen Führer an einen wirklichen Kampf nicht 
denken“ , daß im Gegenteil die ADGB.-Führer urauf und 
dran sind, mit den Zollräubern vom Zentrum zu kuh­
handeln. Die KPD.-Parlarnentarier wissen genau wie 
wir. daß der AD G B. eben nicht „muß“ , weil er als Stütze 
der bürgerlichen Demokratie gar nicht mehr gegen die 
Kapitalistenklasse ernsthaft kämpfen kann. W enn trotz 
dieser tausendfach bewiesenen Tatsache „d ie  Arbeiter 
in den Gewerkschaften sich zusammenschließen“  sollen, 
so versperrt diese KPD.-Parole gerade den einzigen 
Weg. der zur Enttachung eines proletarischen Massen­
kampfes gegen die Bourgeoisie führt. Die Taktik der 
Leninistenpartei läuft somit auch in der Zollfrage nur 
darauf hinaus, für ihren parlamentarische^ Obstruktions­
radau ein beifallsklatschendes Arbeiterpublikum zu ge­
winnen.

Das Proletariat, das gegen die kommende Hunger- 
offensive Front machen muß, darf weder den offen refor­
mistischen Parolen noch den irreführenden KPD.-Losun- 
gen folgen. Die Politik der KPD . entpugpt sich bei jeder 
Gelegenheit als radikale Phrasendrescherei, da eben die 
parlamentarisch-gewerkschaftlichen Waffen für den mo­
dernen Klassenkampi nichts mehr taugen. Der Aufmarsch
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der Proletarier in der Klasseiiorjjanisati&n der AAU., die 
Organisierung revolutionärer Massenaktionen unter 
«elbstgowühlter Leitung steht heute als Kardinalirage auf 
der Tagesordnung. M it der Lösung dieser Aufgabe allein 
w ird die Arbeiterklasse imstande sein, die kapitalistische 
Hungeroffensive zu brechen.

v*ie es bei den letzten Sowlelwahlen 
zoaing

Wohl in der stillen Hoffnung, daß dic Proleten der KPD. 
außer ihrer „Roten Fahne“  doch nichts lesen (und selbst da 
nur dic bombastischen Phrasen), plaudern die Gewaltigen 
Moskaus mitunter sehr nette Wahrheiten in den von Moskau 
ausgehaltenen Zeitschriften aus. So lesen w ir in einem Artikel 
über die Wahlen zu den Sowjets in der „Kommunistischen 
Internationale", Heft 19, vom 10. Mai 1927:

„Die Hauptfigur bei den Neuwahlen war zweifellos der 
Mittelbauer. Eine Eigentümlichkeit der diesjährigen Wahlen 
war dic Festigu.ig des Blocks der armen und der Mittelbauern, 
hauptsächlich durch die größere Beteiligung der armen Bauern 
unter der Führung der Partei. .Iedoch ist aus der Ukraine, 
aus der R SFSR ., aus Sibirien usw. eine Reihe von Tatsachen 
bekannt, wo die armen Bauern die Mittelbauern von ihren Ver- 
S a m m l u n g e n  ausschlossen, die Kandidatenlisten zusammen- 
stellten, ohne sich mit den Mittelbauern zu verständigen usw. | 
Dagegen wurde die Aktivität der Mittelbauern bei den Wahlen 
herabgcdrückt. oder sic wyrden den Kulaken in die Arme ge­
trieben. Die übergeordneten Parteiorganisationen machten 
rechtzeitig auf diese Fehler aufmerksam und ergriffen die 
erforderlichen Maßnahmen, um sie Im weiteren Verlauf der 
Kampagne wieder gut zu machen.

W ie  auch nicht anders zu erwarten war. bot die diesjährige 
Wahlkampagne auf dem Lande den Anlaß zu e i n e m  e r ­
b i t t e r t e n  K l a s s e n k a m p f  zwischen den Landarbeitern, 
den armen und Mittelbauern einerseits und den Kulaken an­
dererseits. Die Aktivität der Kulaken machte sich lange vor 
dem Beginn der Berichtskampagne bemerkbar. Mancherorts 
hielt das Kulakentum vor der Berichtskamp igne eigene illegale 
Versammlungen ab, wo die allgemeine Taktik der Kulaken 
während der Wahlen und geeignete Kandidaten zum Sowjet 
erwogen wurden. Sowie die Versammlungen der Dorfarmut 
einsetzten, erhoben die Kulaken großes Geschrei, beklagten 
sich darüber, daß die Kommunisten die Bauernschaft spalten, 
daß sie die „wirtschaftsfesten" Dauern, als die sie sich be­
trachten, nicht ruhig leben und arbeiten lassen. Besonders 
unzufrieden waren die Kulaken mit der Forderung strengerer 
Beachtung der Wahlinstruktionen, wodurch eine Zunahme der 
Zahl derjenigen zu erwarten war, dic des Wahlrechts verlustig 
gegangen sind. In der Ukraine, im Kubangebiet, in Sibirien 
ist es mehrfach vorgekommen, daß Kulaken, denen das W ahl­
recht entzogen wurde, ihre Knechte demonstrativ entließen *md 
erklärten: „W enn w ir nicht als vollberechtigte Bürger gelten, 
weil w ir Euch Euer Brot geben, so macht, daß Ihr wegkommt, 
mag Euch die Sowjetmacht ernähren!“  (Kreis Kuban, Bezirk 
Pawlowsk.)

im allgemeinen war zu sehen, daß die Kulaken diesmal 
schlauer sind und nur im äußersten Notfall mit offenem Visier 
auftreten. Fast überall ist der Kulak in den Bcrichtsver« imm- 
lungen anwesend, äußert sich aber nur in den seltcnstei. Fällen 
kritisch über die Arbeit der Sowjets und beschränkt sich auf 
heimtückische, reaktionäre Fragen an den Referenten. Bei 
der Erörterung der Kandidaturen sind sie bestrebt, die von 
der Gegenpartei, d. h. der Zelle und den armen Bauern, vorge­
schlagenen Kandidaten anzuschwärzen, und weisen darauf hin. 
daß „in die Sowjets ältere Leute mit gutem Hof und guter 
W irtschaft, aber nicht nichtsnutzige .lungens gewählt werden 
müssen“ . In großem Umfang werden von den Kulaken vor den 
Wahlen Saufgelage fii. die schwächeren Klein- und Mittel­
bauern veranstaltet, mit der Berechnung, daß diese daun fiir 
Kandidaten stimmen werden, die den Kulaken genehm sind. 
Mancherorts veranstalten dic Kulaken zu diesem Zwecke Fest­
lichkeiten. ohne große Geldausgaben zu scheuen, wie in alten 
Zeiten! (Sibirien, Nordkaukasien. Gouvernement Drei usw.)

Dort, wo dic Kulaken cinschen, daß die Aussichten für

ihren Sieg gering sind, sind sie bestrebt, unter diesem oder 
jenem Vorwand die Versammlung zu sprengen und scheuen 
z. B. nicht davor zurück, falschen Alarm zu schlagen, indem 
sie die Feuerglocken ertönen lassen. In den meisten Fähen 
sind sie aber bestrebt, auf friedlichem Wege die Versammlung 
zu vereiteln: sie erklären z. B.. die Beteiligung sei zu gering 
und die Versammlung daher nicht beschlußfähig, oder aber 
sie behaupten, es wären bei der Einberufung der Versammlung 
dic gesetziiehen Bestimmungen nicht eingeiiaiten worden usw.”  

Charakteristisch ist hierbei, daß die armen Bauern und 
Landarbeiter am eigenen Leibe erfahren, daß dic ,.Mittel­
bauern" ihre Klassenfeinde sind, und sie gegen diese Stellung 
nehmen, was den Vater Staat in Gestalt der regierenden Partei 
sofort auf den Plan ruft, um diese „Abweichungen" zu korri­
gieren. Im übrigen ist wohl diesem offiziellen Bericht nichts 
hinzHzufügen. Genau wie in Ostpreußen!

nir. ZudtlliausbnUei sur die ..irelen 
(iewfrhschallen

Der .Bund der Gefängnis-, Straf- und Erziebungsanstalts- 
bcamten und -beamtinnen“  hielt in der Zeit vom K. bis !■'). Juni 
in Köln seine 13. Generalversammlung ab. W ie  der „Vor­
wärts”  (Morgenausgabe vom 15. Juni) mitteilt, wurde die 
Frage der Zugehörigkeit zur Spitzenorganisation endgültig ge­
klart. „Einheitlich beherrscht die Auffassung, der ADB. sei 
die g e g e b e n e  Spitzenorgamsation. die Meinung breitester 
Kreise der Mitgliedschaft". „Besonders bemerkenswert ist 
das ausgezeichnete Zusammenarbeiten des Bundes mit der 
Spitzenorganisation, dem ADB.“  ..Mit einem anfeuernden 
Schlußwort des Bundesvorsitzenden und begeistert aufgenom­
menen H o c h  a u f  d i e  R e p u b l i k  fand die arbeitsreiche 
Tagung ihren Abschluß.“

Selbstverständlich! wo Schupo und Reichswehr organi­
siert sind, wo Noske. Hörsing. Scvcring. wo Eugen Ernst. 
Richter, Grzesinski und Zörglebel. Radbruch und Heine sind, 
da gehören auch die Zuchthausbeamten sind. Daß mit diesen 
die Zusammenarbeit „ausgezeichnet" ist. ist so selbstver­
ständlich. als diese demokratische „Republik" unter dem 
Noske-System Luxemburg und Liebknecht und 20 (MX) Prole­
tarier erschlug. 10 000 in den Zuchthäusern kaputt machte und 
die noch hinter Kerkermauern schmachtenden von den frei- 
gewerkschaftlich organisierten Bütteln bis aufs Blut drangsa­
liert werden. Daß die Zuchthausbcaintcn begeistert sind fi*r 
diese demokratische Republik, mit welcher die Profithyäntn 
schon im ersten Jahre ihres Bestehens mehr Proletarier mas­
sakrierte als zuvor in 100 Jahren zusammen, das ist ebenso 
eine sozialdemokratische Selbstverständlichkeit

Auf der Tagung war die Preußische Regierung vertreten 
und die SPD . hatte zwei Vertreter, die Abgeordneten Müller- 
Hannover und Frau Helfers geschickt. Vertreten war auch 
der österreichische ..Bruderverband" und die Internationale. 
Reterenten waren die Sozialdei lokraten Falkenberg. Dr. Völ- 
ter Berlin und Elsner. Hamburg. Letzterer referierte über das 
Thema „Neuzeitlicher Strafvollzug als gewerkschaftliche For­
derung“ .

Dieser „neuzeitliche Strafvollzug", fiir den die Sozial­
demokratie und (iewerkschaften die Zuclithausbeamtcn zu 
erhitzen suchen und der schon cingetülirt ist. wo die Sozial­
demokratie die Zuchthausdirektoren stellt, entspricht nämlich 
den Grundsätzen, die die Gewerkschaften auwenden gegen die 
Arbeitssklaven in den Betrieben in preußischer Freiheit. Sie 
bestellt :n der Zerreißung der geringen Solidarität, die in den 
Kerkern noch m ö g l i c h  ist. Das System beruht in einer Ein­
teilung in 3 Klassen. W e r sich gut führt, d. Iu Speichellecker 
und Denunzianten, erhält ein Abzeichen, eine Binde um den 
Arm. besonderes Essen und Vergünstigungen. Die ändern 
Klassen werden drangsaliert und gegeneinander ausgespieit. 
W er der Zermiirbung erliegt und das letzte bißchen Ehr­
gefühl über Bord wirit. K o m m t  in die erste Klasse.

ln der Tat! die Werkzeuge der Zuchthausdemokratie 
gehören in die (iewerkschaften. Daß sich :d)er immer noch 
ehrliche Arbeiter neben den Bütteln in diesen Zuchthaus- 
gewcrkschaiten befinden, darüber wird ein künftiges Ge­
schlecht einst die Kopie schütteln.

SPD.-Iilnisfer Grzeslnstil verlängert 
~ elic Arbeitszeit

12- bis 11-Stundentag im üastwirtsgewerbe.
„D ie Reaktion am Werke. Schwerindustrie gegen Acht­

stundentag." Mit diesem Alarmruf empfiehlt der ..Vorwärts“  
vom 17. Juni die SPD . als Kämpfer gegen Arbeitszeitverlänge- 
rung.

W ie  aber dieser „Kampf“  der SPD . „für den Achtstunden­
tag" in der Praxis aussieht, zeigt klar die Tätigkeit ihres 
preußischen Innenministers Grzesinski. Vor etlichen Monaten 
hat Grzesinski bekanntlich durch eine Verordnung die Polizei­
stunde bis 3 Uhr verlängert, worüber jetzt auch eine amtliche 
Denkschrift erschienen ist. Am 8. Juni fand nun eine Berliner 
Funktionärversammlung des freigewerkschaftlichen „Zentral- 
verbandes der Hotel-, Restaurant- und CaféangesteHten" statt, 
die scharf gegen dic Polizeiverordnung des sozialdemokrati­
schen Ministers und seine „irreführende" Denkschrift Stellung 
nahm. Derselbe, so wild gegen dic „reaktionäre Schwer­
industrie" tobende ..Vorwärts" muß deshalb vier Tage vorher 
(in seiner Nr. 275) berichten über die einstimmige Annahme 
einer Entschließung, in der es u. a. heißt:

„D ie Versammlung der Vertrauensleute, Betriebskas­
sierer. Betriebsräte und Funktionäre des Zentralverbandcs 
der Hotel-, Restaurant- und CaféangesteHten erhebt ent­
schieden Einspruch gegen den Inhalt der Denkschrift über 
die Neuregelung der Polizeistunde, die der preußische M i­
nister des Innern dem Preußischen Landtag am 7. April 
überreicht hat. Die darin enthaltenen Behauptungen ent­
sprechen in mehrfacher Beziehung nicht den tatsächlichen 
Verhältnissen . . . .  Insbesondere trifft nicht zu die Angabe 
über die Arbeitszeitverhältnisse der Angestellten und die 
damit im Zusammenhang stehenden Schlußfolgerungen. 
Tatsächlich ist eine erhebliche Arheltszeitverlängeruns: für 
die gastwirtschaftlichen Angestellten, und zwar auch in 
Berlin eingetreten. Die Polizeistundenverlängerung be­
schränkt sich jedoch nicht nur auf Berlin, sondern auf das 
ganze Reich, da. wie vorauszusehen war, die übrigen Län­
der dem Beispiel gefolgt sind und die Polizeistunde eben­
falls. wie z. B . in Braunschweig und Mecklenburg, bis 
3 Uhr verlängert haben. Tausende, namentlich weibliche 
Arbeitnehmer, werden dadurch gezwungen. 12, 14 Stunden 
und länger im Betrieb tätig zu sein.

Daß ein eigentliches B e d ü r f n i s  zu einer derartigen 
Verlängerung der Polizeistunde n i c h t vorhanden ist, be­
weist auch die Tatsache, daß sogar in Berlin der Besuch 
der Gastwirtschaften in der Zeit nach 1 Uhr sehr minimal 
ist und nur rund IS  Prozent der Lokalinhaber von der Ver­
längerung Gebrauch machen, unter denen sich viele be­
finden. die nur aus Konkurrenzrücksichten ihre Geschäfte 
länger aufhalten.

Die in der D e n k s c h r i f t  enthaltenen Zahlen über 
das Resultat der beiden Ermittlungen geben k e i n  r i c h ­
t i g e s  B i l d  von der Sachlage und sind s o g a r  i r r e ­
f ü h r e n d .  Es wird nicht einmal unterschieden zwischen 
den Groß- und Kleinbetrieben, es wird auch verschwiegen, 
daß sich unter den gezählten Betrieben wahrscheinlich eine 
größere Anzahl Saalgeschäfte befinden, die schon vor der 
allgemeinen Verlängerung der Polizeistunde bei den ver­
schiedensten Veranstaltungen den Betrieb bis 3 Uhr aus­
dehnen konnten.

Im Gegensatz zu der Annahme des Ministers, daß die 
Verordnung gute Erfolge gezeitigt hat, steht die Versamm­
lung auch nach den Erfahrungen, die in den sieben Monaten 
gemacht worden sind, auf dem Standpunkt, daß die Polizei­
stundenverlängerung in keiner W eise befriedigt und daß 
auch die Gastwirte in ihrer übergroßen Mehrzahl mit dein 
dadurch geschaffenen Zustand nicht einverstanden sind. . . “ 

Der soziale „E rlo lg " der Polizeistundenverordnun* 
(irzeslnskls ist als» eine erhebliche Verlängerung der Arbeits­
zeit für die gastwirtschaftlichen Angestellten (was w ir übrigens 
vorausgesagt haben)!

SPD.-Minister verlängern dic Arbeitszeit und der „Vor­
wärts“  brüllt: „D ie Reaktion am Werke.“  Proletarier, be­
greift: die Reaktionäre sitzen mitten unter Euch: die soziale 
Reaktion kann nur vernichtend aufs Haupt geschlagen werden, 
wenn zuerst mit ihren sozialdemokratisch-gewerkschaftlichen 
Schrittmachern kurzer Prozeß gemacht wird! Und der Zu-

EientSsbllder aus Rußland
Wanderungen vagabundierender Kinder.

Unter der Ueberschrift: „D ie große W anderunc kleiner j 
Leute“ , bringt der „T rud" vom 25. Apri! 1927 die Zuschrift 
eines Teilnehmers der „Konferenz über die Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Obdachlosigkeit von Kindern“ . Darin beißt es:

„M it den ersten Strahlen der Frühlingssonne, wenn im 
Süden das Gras und die Bäume anfangen zu grünen, werden 
die Eisenbahnen von Scharen verlumpter, hungriger und 
schmutziger Kinder überschwemmt. Auf den Puffern, in den 
Kasten unter den Wagen, auf den Bremsplattiormen. kurz 
überall, wo sich der Körper des kleinen Vagabunden unter­
bringen läßt, kriechen sie unter, um dahin zu gelangen, wo cs j 
warm ist und man satt wird, wo man in jedem Garten Früchte t 
rauben kann, ohne Gefahr zu laufen, in die Hände des Milizio- 
närs zu geraten. Im Herbst dagegen, wenn die ersten kalten 
Regenschauer niedergehen, kehren die gleichen Scharen oder 
die ..Banden", wie sie sieh selbst nennen, in die Städte zurück, 
um Unterkunft zu suchen, in Einfahrten. Asphaltkesseln. Müll­
kisten usw.

Wenn die obdachlosen Kinder ein seßhaftes Leben führen 
würden, wäre der Kampf gegen die Obdachlosigkeit bei wei­
tem leichter. Aber die Tatsache, daß die obdachlosen Kinder 
sich jährlich mindestens zweimal auf der Wanderschaft be­
finden. erschwert alle Maßnahmen ungemein. Die kleinen 
Vagabunden lassen sich sehr schwer einfangen, denn dies 
freie und ungebundene Vagabundenleben ist für sie ungemein 
verlockend. Viele von den herumstreifenden Kindern lassen 
sich längere Zeit auf den Eisenbahnstationen und an den 
Hafenplätzen nieder. An solchen Orten haben sich organi­
sierte Banden (von Kindern!) gebildet, mit ihren besonderen 
Regeln und Gesetzen. Den Lebensunterhalt erwerben sie sich 
auf zufällige Art. wenn nicht anders, so durch Diebstahl. Diese 
Eiscnb.tlmvagabunden unterscheiden sieh von einem gewöhn­
lichen Straßenkinde durch Verschlagenheit. Schlauheit und Ge­
wandtheit. Die Bande ist meist auf Zuzug bedacht, um stär­
ker zu werden. Man muß die beunruhigende Tatsache fest­
stellen. daß die obdachlosen Kinder selbst aktiv gegen den 
Kampf, den die Gesellschaft iür ihre Wiedereingliederung in 
das bürgerliche Leben führt. Vorgehen.

In einer Stadt Transkaukasiens wurde unlängst eine 
Bande von 480 Obdachlosen festgenommen. Bei der Unter­
suchung behaupteten sie. alle l-t Jahre alt zu sein. Hinterher 
erwies sich das »ber als falsch. Es stellte sieh heraus, daß 
eine ganze Reihe von ihnen bereits 19 bis 20 Jahre alt waren. 
Als sie nun gefragt wurden, wer von ihnen das Vagabunden- 
kben aufgeben wolle, um sich sofort ländlichen Genossen­
schaften anzuschließen oder in einer Fabrik untergebracht zu 
werden, meldeten sich nur 160. Ale! übrigen 320 zogen es 
vor. so weiter zu leben, wie sie es bisher getan hatten, das 
heißt während der Sommermonate im Süden (iastspiele zu 
veranstalten und im W inter Moskau zu bevölkern . . .

Fs  ist häufig flie Beobachtung gemacht worden, daß Kin­
der. die Kinderheimen überwiesen worden find, nach einiger 
Zeit wieder davonlaufen. Ueber diese Erscheinung muß man

ernstlich nachdenken denn sie deutet doch darauf hin. daß in j 
den Kinderheimen des Bildungskommissariats längst nicht alles ' 
zum Besten bestellt ist.“

Mangel an Schulen.
Der „Trud“ vom 22. Mai 1927 veröffentlicht einen Bericht 

über die großen Schwierigkeiten, die sich der Unterbringung 
von schulpflichtigen Arbeiterkindern infolge des Mangels an 
Schulen entgegenstellen. Es heißt da unter anderem:

„Von Jahr zu Jahr vermehrt sich die Zahl der Arbeiter­
kinder. die nicht in die Schulen aufgenommen werden können. 
Das ist eine allgemein verbreitete Erscheinung, aber im Ja- 
roslawschen Gouvernement ist sie ganz besonders arg gewor­
den. Der Zustrom in die Schulen erster Stufe ist bei uns 
erheblich größer in diesem Jahre als im vergangenen. Auf 
dem Werk Krasny Perekop zum Beispiel sind in diesem Jahre 
300 Kinder nicht in die Schule aufgenommen worden, im näch­
sten Jahre wird diese Zahl sich weiter auf 600 vermehren. 
Das gleiche Bild zeigt sieh bei sämtlichen anderen Werken.! 
Die Abteilung für Volksunterrieht hat die Absicht, eine Reihe 
von Kur-.cn zu organisieren, um wenigstens die über das Schul­
alter bereits hinausgewachsenen Jugendlichen zu unterrichten. 
Aber das ist kein Ausweg, denn diese Kurse erfordern natür­
lich Schul räume. Lehrkräfte und sonstige Mittel, kurz alles 
das, was die Schule selbst braucht. Der einzige W eg aus 
dieser Sackgasse wäre die Erbauung neuer Schulen und im 
äußersten Falle die Unterbringung von Schulen in irgendwel­
chen sonstigen Räumen.

Die Plackereien und Mühen der Jaroslaw sehen Arbeiter 
beschränken sieh aber nicht auf die geschilderten, höchst uner­
freulichen Zustände. Einerseits bleibt, wie gesagt, ein Teil 
der Kinder ganz ohne Unterricht, anderseits muß fiir die Kin­
der. die in den Schulen untergebracht sind. S c h u l g e l d  ge­
zahlt werden, denn die Unentgeltlichkeil des Unterrichts in 
den Schulen erster Stufe gilt nur dem Gesetze nach nicht 
tatsächlich. Die sogenannten Komitees zur Unterstützung der 
Schulen (Elternbeiräte), die hauptsächlich aus Eltern der 
Schüler bestehen, sehen sich gezwungen, in erster Linie dafür 
zu sorgen, daß die erforderlichen Mittel »um Unterhalt d ir 
Schulen aufgebracht werden. W ie  werden nun diese Mittel 
beschafft? Die wichtigste Quelle bilden die monatlichen Bei­
träge. die den Arbeitern und Angestellten von ihren Lohn­
bezügen abgezogen werden. Diese Abzüge belaufen sieh auf 

, 1 bis 11 s v. H.. vielfach w erden auch einmalige Umlagen ver- 
1 anstaltet usw.. kurzum es wird auf jede Weise Geld gesammelt 
j tun die Schulen zu unterhalten. Grundsätzlich gelten diese 

Beiträge als freiwillige Spenden, tatsächlich aber haben sie 
' obligatorischen Charakter angenommen, was dadurch zu er- 
! klären ist. daß dic Eltern selbstverständlich vermeiden wol- 
I len. daß es in den Schulgebäuden dm ei.regnet, die Fenster­

scheiben durchlöchert sind und die Kinder frieren und krank 
I werden. Iin Endergebnis sehen sich die Eltern genötig'. unge- 
j führ die Hälfte aller Ausgaben für den Unterhalt der Schulen 
: selbst aufzubringen, ln vereinzelten Fällen sehen sich die 
} Arbeiter sogat gezwungen, die Schule ganz aus eigenen Mit- 
, teln zu unterhalten . . ."

fast 6 M illionen In staatlKfier rilrsorge
Bisher konnte man sieh mangels einer umfassenden Sta­

tistik kein zuverlässiges Bild davon machen, wie hoch sieh 
die Zahl der Sozialrentner und der von der Fürsorge unter­
stützten anderen Hilfsbedürftigen stellt. Erst Anfang April 
d. I. wurden Fragebogen ausgegeben, um auf Grund der Ant­
worten eine Reiehsstatistik aufstellen zu können. Vorläufig 
stehen also nur Schätzungen zur Verfügung. Ueber die Zahl 
der Sozialrentner ist eine preußische Statistik für das Jahr 
1925 vorhanden. Wenn man die Ergebnisse dieser Statistik 
auf das Reich überträgt, so ergibt sich für die Sozialrentner 
die Zahl von 1058 20t) Personen. Davon sind:
Alters- und Invalidenrentner und Rentenempfänger

aus der Angestelltenversicherung 
Witwenrenten 
Waisenrenten
Kleinrentner und Angehörige

Die Zahl der sonstigen Hilfsbedürftig“ !!, die von den Be­
zirksfürsorgeverbänden usw. versorgt wertu*’. ist. wenn man 
tiir die Schätzung die Ergebnisse einer Statistik des Städte­
tages für Städte mit über 25 (KM) Einwohnern verwendet, eben­
so hoch wie die der Sozial- und Kleinrentner. Das heißt, es 
werden von der Fürsorgetätigkeit mehr als zwei Millionen 
Personen erfaßt. Die Zahl der von der Reichsversorgung er­
faßten Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen beträgt 
tast 2'> Millionen Personen. Zählt man noch die gegenwärtig 
etwa l ' i  Millionen betragenden arbeitslosen Hauptuiter- 
stützungsempfänger und Krisenunterstützten hinzu, so ergibt 
sich daraus die Zahl von 5 fi Millionen Personen, die heute 
auf eine staatliche Fürsorge angewiesen sind.

lort.
Diese Parasiten werden solange auf Kosten der Proletarier 
II. als diese es ihnen gestatten. Daher, heraus aus den 

Orgesehgew erkschaften. hinein in die revolutionäre Klassen- 
rganisation des Proletariats, die Allgemeine Arbeiter-Union.

486 200 
79500

108 900 
383600

Deutschlands kohleuvorräte.
Bergassessor Dr. Paul Kuckuck ist zu dem Ergebnis ge­

kommen, daß die deutschen Steinkohlenvorräte bei einer Jah­
resförderung von rund 100 Millionen Tonnen noch 2800 Jahre 
reichen können. Nach seinen Forschungen finden sich an ab­
bauwürdigen Kohlen im rheinisch-westfälischen Industriebezirk 
Dis auf looo Meter Teufe rund 28.5 Milliarden Tonnen, geht inan 
bis zu 1500 Metern, so ergibt sich eine Zahl von rund 76,-t Mil­
liarden Tonnen abbauwürdiger Kohlen, und stößt man gar hi> 
zum Liegenden des Kohleflöze führenden Gebirges vor, so wird 
man die Menge von 283 Milliarden Tonnen Kohle vorfinden. 
W ie  schon angedeutet, legt Kuckuck eine Jahresförderung von 
rund 100 Millionen Tonnen zugrunde. Dann würde man bis 
1000 Meter Teufe etwa 280 Jahre reichen, bis 1500 Meter etwa 
750 Jahre und mit der dritten Schicht des Steinkohlengebirges 
etwa 2800 Jahre. Nun wird man allerdings sehr wohl damit 
rechnen können, daß sich das jährliche Förderungsergebnis 
leicht bis auf das Doppelte, also bis auf 200 Millionen Tonnen 
steigern lassen wird. Im Jahre 1913 hatten wir doch schon du 
Zahl von 190 109 000 Tonnen erreicht. Aber selbst dann, wenn 
die jährliche Förderungsziffer auf 200 Millionen zu stehen käme, 
würde der deutsche Kohlenvorrat noch 1400 Jahre ausreichen.

sammschluß in B e t r i e b s o r g a n i s a t i o n e n  ist notwen­
dig. um der reaktionären Einheitsfront Gewerkschaften-Sozial- 
demokratie-Unternehmertum die revolutionäre Klassenfront des 
Proletariats entgegen zu stellen.

GewcrKsctiaftcn a ls Unternehmer
Nor uns liegt ein Flugblatt, unterzeichnet von: Lindcar- 

Fahrrad-Aktlen-Gesellschaft und Deutscher Metallarbeiter­
verband. O r t s v e r w a l t u n g  B e r l i n ,  welches an die 
Kollegen und Kolleginnen der freigewerkschaftlichen Organi­
sationen gerichtet ist. Dieses Flugblatt beginnt mit folgenden 
Worten:

..Die Bank der Arbeiter. Angestellten und Beamten A.-G., 
Berlin S  14. das Finanzinstitut der freien Gewerkschaften, be­
treibt seit einiger Zeit die Lindcar-Fahrrad A.-G., Berlin-Lich­
ten rade. Als Wirtschaftsunternehmen der Gewerkschaften ist

durch für die Mitglieder der freigewerkschaftlichen Orga- 
'.iiinnen die Möglichkeit geschaffen worden, die in Quali-

hervorragenden
L i  nd c a  r - F a h r r ä d e r  

zu wirklich günstigen Bedingungen und Preisen 
zu erwerben.

Die Berliner Verwaltung des Deutschen Metallarbeiter- 
Verbandes hat mit der Lindcar-Fahrradwerke A.-G. einen be­
sonderen Vertrag abgeschlossen.

bür unsere Mitglieder mit einer mindestens fünfjährigen 
Mitgliedschaft wird von der Verwaltung eine Art Garantie 
übernommen."

Nachdem dann in echt kapitalistischer anpreisender Ma­
nier die Preise mitgeteilt werden, wird erwähnt, daß das Büro 
cs DMV. Bestellungen entgegennimmt, wozu „erforderlich 
t eine vom Arbeitgeber beglaubigte Beschäftigungsbeschei- 

nigung".
Die Gescliäftstüchtigkeit der (irwerkschaftsbonzen ist 

nicht zu leugnen: sie beweisen, daß sie durch die enge A r­
beitsgemeinschaft. dic sie mit den Kapitalisten betreiben, von 
denen genug gelernt haben, um sich selbst in kapitalistischer 
Weise zu betätigen. D:e Geschäfte, die sie betreiben, sind um 
so risikoloser, als ja die dummen Proleten durch ihre Bei­
träge stets für neue Kapitalzufuhr sorgen.

Der Kreislauf ihrer kapitalistischen Tätigkeit vollzieht sich 
also ungefähr so: Zuerst nehmen sie die Prolctcngroschcn und 
legen sie auf ..ihrer" Bank zu guten Zinsen an: diese ..ihre- 
Bank betreibt dann mit dem Geldc der Arbeiter kapitalistische 
Internehmen und zum Schluß schließen sie dann noch mit 
len Kapitalisten besondere Verträge und schlagen noch ein- 
nal Gewinne durch dic an die Proleten empfohlenen Waren 
:eraus. Ein dreifaches lohnendes Geschäft also auf Kosten 

Wer Proleten zum Besten der leidenden Bonzen, denn da die 
twendige V  Majorität, die zu Streiks nötig ist. durch ihre 

Schiebungen heute gar nicht mehr erreicht wird, fällt selbst 
in den meisten Fällen die statutenmäßige Streikunterstützung

det hatte, von uer sozialistischen und freigewerkschaftlichen 
Arbeiterbewegung entfernt hat. Das Verhalten des früheren 
Generalsekretärs der britischen Bergarbeiter und bisherigen 
internationalen Bergarbeitersekretärs hat sich nachgerade zu 
einem „Fa ll nodges" ausgewachsen. Hier ist ein hochbegabter 
I roletarier, in frühen Jahren vom Glücke begünstigt und von 
seinen Kollegen zu führenden Vertrauensstellungen berufen, von 
bürgerlichen Politikern umschmeichelt, von konservativen Zei­
tungen als „ S t a a t s m a n n “  gerühmt, einem ständigen Platz­
regen bürgerlicher Lobhudelei ausgesetzt. Der Fall Hodges 
zeigt blitzlichartig die Gefahren, dic sich aus der Verwischung 
der I rennungslinie zwischen dem bürgerlichen und proletari­
schen Lager einstellcn, wie sic in England üblich ist.

*
Diese „Vorwärts"-Mcldung bestätigt nur erneut, daß in 

allen Ländern die Amsterdamer Gewerkschaften das gegebene 
Sprungbrett sind fiir „Arbeiterführer“  von Kapitals Gnaden. Die 
reformistische Bewegung selbst ist der Boden, auf dem sich 
„bewährte" Gewerkschaftsführer ungehindert zum unmaskicr- 
ten Söldling der Bourgeoisie entwickeln können. W ie  der ita­
lienische „Fa ll d’Aragona“ , so ist auch der englische „Fall 
Hodges" nichts anderes als der Fall der frcigelben Gewerk­
schaften überhaupt. Fiir das Proletariat sind natürlich die 
offenen Arbeiterfeinde d’Aragona. Hodges u. Co. weniger ge­
fährlich als die mit roten Masken herumiaufenden versteckten 
Arbeiterfeinde Macdonald. Thomas. Leipart u. Co. Weshalb

die Arbeiter begreifen müssen, die Notwendigkeit der Zertrüm­
merung der Orgeschgcwerkschaften und dic Schaffung von 
unionistischen Klassenorganisationen, die mit der kapitalisti­
schen Gesellschaft und ihren Machtinstitutionen in keinerlei Be­
ziehung stehen.

Die Rache der Erschrockenen.
W T B . A m s t e r d a m .  20. Juni. Einer aus Rosendaal 

hier vorliegenden Nachricht zufolge, hat die Polizei heute an 
der dortigen Grenzstation einen indonesischen Studenten, der 
sieh nach Belgien begeben wollte, verhaftet und nach dem 
Haag übergeführt. Das Gepäck des Verhafteten, der als Sek­
retär der indonesischen Vereinigung festgestellt wurde, wurde 
beschlagnahmt. Ferner sind zwei andere Führer der indone­
sischen Bewegung. Mohammend Hatta und Matif. die aus 
Luxemburg kamen und „kommunistischer Propogandatätigkeit" 
in Nieder ländisch-Indien verdächtig sind, beim Ueberschreiten 
der Grenze ebenfalls verhaftet.

Die holländische, wie die internationale, Bourgeoisie be­
zeichnet selbstverständlich jeden Rebellen gegen die Kolonial­
sklaverei als ..Kommunisten". In der Sorge um ihre Schrec­
kensherrschaft leugnen dic Imperialisten bewußt dic Unter­
schiede. die zwischen bürgerlicher und proletarischer Revo­
lution klaffen.

lieber die Rolle der Union

Die Oruesdiaewerksdiafien im Spitge! der 
Kapitalistischen Presse

ln der kapitalistischen „K ieler Zeitung“  vom 5. 3. 27 
esen wir in einem Artikel: „B ittere Wahrheiten" folgende 
-dien, die jedem Gewerkschaftsmitglied zu denken geben 
niißten:

..Zu den Erörterungen über das Arbeitszeitgesetz wird 
ins aus Arbeitgeberkreisen geschrieben:

Die Gewerkschaften haben, so muß man angesichts ihrer 
ieder zu voller Heftigkeit gesteigerten Agitation tiir den 
■arren Achtstundentag annehmen, nichts gelernt, aber dafür 
esto mehr vergessen. Sie haben offenbar vor allem ver- 
tssen. daß sie selbst iu der berühmten Revolutionsverord- 
ung vom 15. November 1918 den Achtstundentag nur unter 
er Voraussetzung als tragbar für Deutschland bezeichnet 
inen, wenn er gleichzeitig auch in den anderen europäischen 
laustricländern eingeführt würde eine Voraussetzung, 
e bekanntlich in keiner Weise eingetroffen ist—, und es 

st ihnen weiter entfallen, daß sie bei den Verhandlungen 
das Arbeitszeitgesetz vom Oktober 1923 die Mehrarbeit 

einzige Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ge- 
haben. ( Wi r  hatten damals die phantastische Ziffer 

» rund 5 Millionen Erwerbslosen), während heute geu.iu 
ie umgekehrte fliese von ihnen vertreten und behauptet 
r|rd. nur eine Verkürzung der Arbeitszeit könne „die Rück- 
■nrung des Arbeitslosenheeres in die Betriebe gewähr­
te n " . Sie haben, so scheint es. vergessen, daß der von 
inen stets als Kronzeuge zitierte Rathenau im Februar 1921 

Berliner Tageblatt" errechnet hat. zur Erfüllung der 
eparationsverpflichtungenf die damals noch nicht entfernt 

rückend waren wie heute), sei eine tägliche Arbeitszeit 
14 «!) Stunden erforderlich, und daß das wesentlich 

i'-er sozialistischem Einfluß stehende Kabinett W irth im 
.anher 1922 in einer Note an die Ententeregierungen den 

'I'Jen Deutschlands zur Mehrarbeit als der einzigen Mög- 
u ejt zur Erfüllung seiner Verpflichtungen mit aller Ent-
‘ edenheit betont h a t ..............“

Es ist immerhin für die gewerkschaftlich organisierten 
’eiter lehrreich, wenn ihnen von Seiten der Kapitalisten 

' deutlich der Verrat der Gewerkschaften in Erinnerung ge­
nen wird. Diejenigen Gewerkschaftsmitglieder, welche 
fc.i nicht das Denken verloren haben, werden hieraus die 
Wendigen Konsequenzen ziehen müssen, dic nur sein 
tinnen: Heraus aas den Orgesch-Gewerkschaften! Zer-
Wagung dieser konterrevolutionären Organe und Eintritt 

uie Klassenkampforganisation des revolutionären Prole- 
mats. die Allgemeine Arbeiter-Union!

tin englischer GewerKschailsflhrer 
will« die riashe ob

Frank Hodges, der offene Arbeiterfeind.
L o n d o n ,  18. Juni. Unter Führung des wegen seiner 

"hing während des Kohlenstreiks aus der Arbeiterpartei nus- 
'ch losse nen Bergarbeiterführers S p e n c e r  haben sich in 
11 letzten Monaten sogenannte ..nichtpolitische" BergarbeUer- 
fn.itide gebildet, welche, wenn auch nicht gerade „gelbe“  
ïanisationen darstellend, doch im ausgesprochenen Gcgen- 

xu dem offiziellen Bergarbeitcrverbande stehen. Diese 
Kanisationen beabsichtigen nunmehr sich zu einem Zentral- 

de /usammenzuschließen. Der Posten eines wcneral- 
*retärs dieser neuen geplanten „Föderation“  ist dem mit 

dieses Monats von seiner Position als internationaler 
•"■etär zuriiekgetretenen Frank Hodges angeboten worden.

•Man wird in diesem Schritt angesichts der Gegnerschaft 
*iges gegen die Politik des alten Verbandes nichts Erstaun­
tes tinden können. Hingegen wird man es auffallend finden 
sen, daß Frank Hodges in einem Pressekommentar — weit 
>n entfernt, eine solche Zumutung mit Entrüstung zurück- 

;«*en —  mitgeteilt hat, daß er zwar noch keinen Beschluß 
* . habe, d e n  V o r s c h l a g  a b e r  ü b e r l e g e .  Diese 

lung Hodges zeigt mit erschreckender Deutlichkeit, wie 
sich der eir.st so angesehene Hodges. der im Kabinett 

Donalds tro»z seiner 35 Jahre einen Ministerposten beklei-

Die nachfolgenden Ausführungen machte der De­
legierte der Zenrale der KAP. Groß-Berlin auf un­
serer S. Reichskonferenz zur Taktik der AAU. in­
folge technischer Schwierigkeiten kann die Rede dieses 
Genossen leider erst mit Verspätung erscheinen.

Red. d. K.
Die 8. Reichskonferenz uer AAU. tagt iu einem Moment, 

wo die gesamte Arbeiterbewegung eine Umwertung der alten 
W erte durchmacht. Die alten Organisationsformen und Kampf­
methoden der Arbeiterbewegung enthüllen immer deutlicher 
ihre Untaugliehkeit unter den neuen Bedingungen des Klassen­
kampfes. woraus auch die Krise der Gewerkschaften und der 
parlamentarischen Parteien der 2. und 3. Internationale resul­
tiert. Deshalb werden die Bedingungen für die Entwicklung 
der I nion als Zusammenfassung der Betriebsorganisationen 
günstiger. E s  ist aber notwendig zu begreifen, daß die Frage, 
inwieweit die Arbeiter in der Union eine W affe des Klassen­
kumpfes sehen werden, davon abhängt, ob die jetzigen Ver­
treter der Union sieh dem Wesen und der Aufgabe derselben 
bewußt sind, und inwieweit die Union eine klare im-1 richtige 
Taktik hat.

Der Rückgang der AAU. seit 1921 ist nicht nur auf die 
Stagnierug der Revolution, nicht nur auf den Einfluß der 3. In­
ternationale, die die Autorität der Oktoberrevolution aus- 

( nutzte, um die Keime der neuen Arbeiterbewegung zu er- 
| sticken, zurückzuführen, sondern auch auf die Unklarheit unter 
j den Unionisten selbst bezüglich des Wesens und des Weges 
der Union. Es genügt zu erwähnen, daß einst die Anhänger 
der ..Einheitsorganisation" mit ihren Verzweigungen bis zum 
„Proletarischen Zeitgeist“  und der „Essener Richtung" mit 
ihren Verzweigungen bis zum ..Rätebund“  Mitglieder der Union 
waren. Die Verwirrung, deren Folge die obigen Strömungen 
sind, hat sieh nicht nur zersetzend, sondern auch kompromit­
tierend fiir die Union ausgewirkt.

Die Union entstand als Massenorganisation der Arbeiter 
im Betriebe, die begriffen haben, daß die (iew erkschaften nicht 
zum Organ ihres Willens werden können. Sie sollte die breite 
Klassenorganisation der Arbeiter sein, die vor allem deshalb 
revolutionär ist. weil sie die Arbeiter selbst aktiv über alles 
bestimmen läßt (Pannkock in ..Weltrevolution und kommu­
nistische laktik ” ). Die Elemente aber, die später zum Träger 
der ..Einlieitsorganisation“  und der „Essener Richtung“  wur­
den. waren schon am Anfang die 'Träger derjenigen 'Ten­
denzen. die us der Union eine Organisation der Kommunisten 
a l l e i n  machen wollten. Die Konsequenz war die Verwechs­
lung der Union, ihrer Aufgaben und 'Taktik mit denen d e r1 
Partei. Weiter folgte logiseherwcise der Gedanke der ..Ein-! 
leitsorganisation“ . Diese Entwicklung sah Gen. Pannekoek* 

schon 1920 voraus. Daraus folgten auch seine Zweifel be-1 
/.üglicli der Aufrechterhaltung der doppelten Organisation.' 
l ud in der Tat. wenn die Union dieselben Aufgaben und j 
iaktik wie die Partei haben sollte, wie das die „Essener“ * 
wollten. st> wäre die Duppelorganisation ein Unsinn und un-1 
haltbar. Ihre Notwendigkeit kann nicht damit begründet! 
werden, daß nach der Revolution die Partei die proletarische 1 
Diktatur und die Union die Bedarfswirtschaft zu organisieren 
hat: Erstens, weil das Aufgaben der Räte sind (in welche 
sich die Union auflösen wird) und dic Partei als solche hat 
keine Diktatur zu organisieren, sondern durch die Räte, und 
zweitens, weil die Notwendigkeit der Union aus der Bedin­
gung des Klassenkampfes des Proletariats schon unter der 
Herrschaft des Kapitals und nicht aus seinen Aufgaben nach 
dem Sturz des Kapitalismus folgt. Die Uebertragung also der 
Aufgaben der Taktik der Partei auf die Union hat zur logi­
schen Folge die Liquidierung einer der beiden Organisationen, 
d. Ii. die „Einheitsorganisation“ . Deshalb wäre es Pflicht der­
jenigen Genossen (auch des Genossen Pannekoek. der niemals 
ein Anhänger der Einheitsorganisation war), die begreifen, daß 
die Doppelorganisation in den Bedingungen des proletarischen 
Klassenkampfes wurzelt, die besonderen Aufgaben und Taktik 
zum Unterschied derjenigen der Partei hcrauszuschälcn.

Bedauerlicherweise haben aber einige Faktoren objektiver 
Natur dagegen gewirkt. An erster Stelle der Umstand, daß die 
Union im Zusammenhang mit ihrem Rückgang fast dieselben 
Mitglieder hatte wie die KAP. Daraus folgte eine unbewußte 
Uebertragung der Aufgaben der Taktik der Partei auf die 
l  nion: das bestimmte auch die Vorstellung der Unionisten von 
der Union —  nicht nur die Vorstellung davon, was sie war. 
sondern auch davon, was sie sein sollte, und das zweifelsohne 
hemmte ihre Entwicklung. Erst die Entwicklung der Union 
wird ihre Zusammensetzung verändern und damit die ob­
jektive Grundlage für das Auseinanderhalten ihrer Aufgaben 
und Taktik von jenen der Partei schaffen. Die Entwicklung 
der In ion  erfordert aber, daß die Unionisten in ihrer Tätig­
keit sich von der Vorstellung, was die Union sein soll, leiten 
lassen.

Die \ crwechslung der Union mit der Partei geht heute 
soweit, daß die Frage der Ajfnahme von Mitgliedern anderer 
politischer Organisationen und Parteien, außer diejenigen der 
KAP. eine lebhafte Diskussion hervorrief. Man darf nicht ver- 
ge'ssen. daß die Union nicht eine Organisation der Kommunisten 
allein ist oder derjenigen, die die K A P .. anerkennen. Sie ist 
die Organisation aller Arbeiter, die begreifen, daß sie die 
Führung ihres Kampfes gegen das Kapital in eigene Hände 
nehmen müssen. Die KAr\  verließ die (iewerkschaften nicht, 
weil s e eine Massenorganisation sind, die aus Nicht-Kommu­
nisten besteht, sondern weil eine revolutionäre Propaganda dort 
unmöglich ist. weil sie den revolutionären Willen der Mit­
glieder ersticken und nicht zu einem Organ der letzteren 
werden können. (Der Bankrott Je r  Taktik der Revolutio­
nierung und Eroberung der Gewerkschaften hat es bewiesen.) 
Aus diesem Grunde hat die KAP. den Gewerkschaften den 
Kampf erklärt, und die Union als die neue breite Klassen­
organisation des Proletariats unterstützt, da sie allein ein 
Organ seines Willens sein kann und die Entfaltung der Arbei-

i terbewegung gestattet, in Verbindung mit welcher allein die 
revolutionäre Propaganda Fleisch und Blut bekommt und zur 
Gewalt w'ird.

Die zweite wichtige Frage, die eng mit dem Wesen der 
Union verknüpft ist. ist diese ihrer Taktik. Die Frage der 
laktik ihrerseits setzt eine klare Stellung zu den ökonomischen 

Kampten der Arbeiterklasse voraus. In dieser Frage wurden 
vor einigen Jahren in der Union starke Diskussionen geführt, 
die eme Spaltung und die Entstehung der sog. „Essener Rich­
tung zur Folge hatten. Diese „Richtung", die nicht mehr 
existiert, behauptete, daß die ökonomischen Kämpfe, die 

Kampte um bessere Lohn- und Arbeitsbedingungen im Ge­
gensatz zur proletarischen Revolution stehen, weil sie 
„Kampfe um ein größeres Stück kapitalistischen Privateigen­
tums sind und die Revolution ein Kampf um die Beseitigung 
des letzteren ist. Deshalb folgerten die „Theoretiker" dieser 
„Richtung" können die ökonomischen Kämpfe sich nicht 
m pohtisch-revolutionäre verwandeln, genau so wie der Kampf 
um menr „Privateigentum" sich nicht in einen Kampf gegen 
das Privateigentum verwandeln kann. Daraus folgte das Ver. 
hültnis der „Essener" zu den ökonomischen Kämpfen des 
I rolctariats: Da sie ihrer Meinung nach nichts mit der prole« 
(arischen Revolution zu tun haben und da die Unionisten zum 
Leben bis zur Revolution „Privateigentum" brauchen, so diir- 
ten sie sich an den ökonomischen Kämpfen beteiligen, aber 
nur als „Einzelperson“ ; die Union als Organisation darf nichts 
damit zu tun haben.

Die AAU. und dic KAP. in ihrer Mehrzahl haben diese 
unsinnige „  I lieorie“  abgelelmt. In ihrer Presse und sonstigen 
Utcratur von 1921. 1922 und 1923 sind eine ganze Reihe von 
Artikeln und I hesen zu finden, iu welchen der marxistische 
Standpunkt m dieser Frage vertreten wird. Die Umstände 
aber, die diese Konfusion der „Essener" hervorgerufen haben, 
blieben und setzten ihre Wirkung weiter auf die Unionisten 
fort. r.s wird oft aus der Not eine Tugend gemacht; die 
Schwache der Union und die damit verbundene überwiegend 
propagandistische Iätigkeit haben eine Auffassung zur Folge, 
welche diese ökonomischen Kämpfe des Proletariats vernach­
lässigt. Andererseits verbinden sich die ökonomischen Kämpfe 
im Bewußtsein vieler Unionisten mit den Gewcrkschafts- 
kampfen und mit den Gewerkschaften selbst. Die Wirtschafts­
kampfe werden sogar mit den letzteren identifiziert und 
nach dem Darwinschen „Prinzip der Antithese" folgern sie 
aus der Verneinung der Gewerkschaften die Vereinung der 
W.rtsehaftskampfe selbst. Damit und auch aus einer primi­

t iv e n  mcthapysischen Denkweise erklärt sich die „Essener 
i Iheorie . Im Kampf gegen sie als Verneinung konnte die 
lUmoii die Wirkung der obigen zwei M.,mente überwinden. 
Mit dem Verschwinden der „Essener" ud damit mit der Not­
wendigkeit, gegen ihren kristallisierten Unsinn zu reagieren, 
erzeugte jedoch die Wirkung der obigen Faktoren wiederum 
Stimmungen, die wir in der Resolution des 3. Bezirks. Berlin 
.laben, wo gegen das ..Kleben an materiellen Dingen“  ge­
sprochen wird. Das macht notwendig einen Hinweis auf die 
richtige' marxistische Stellung zu den Wirtschaftskämpfen und 
ilirei Beziehung zui proletarischen Revolution, die dic Union 
vor und nach der „Essener“  Frage einnahm.

Die W irtschaftskämpfe, die Kämpfe um bessere Lohn­
end Arbeitsbedingungen stehen in keinem Gegensatz zur prole­
tarischen Revolution; umgekehrt, sie sind ihre Vulkanquelle 

wie sich Rosa Luxemburg ausdrückt — sic sind die ma­
teriell«; Grunclage des Klassenkampfes, ohne die der letztere 
ein leerer Begriff ist. Der Kampf der Arbeiter ist die Urquelle 

! ihrer Erfahrung und revolutionären Erkenntnis. Nur auf diese 
j Enahrungcn gestützt, trägt die revolutionäre Propaganda 
ihre f ruchte. W ir  müssen unterstreichen, was Mar.\ über die 

i Wirtschaftskampfe der Arbeiter sagt: „In  diesem Kampfe 
| cm veritabler Bürgerkrieg —  vereinigen und entwickeln 
i sich alle Elemente tur eme kommende Schlacht." Auch die 
j Notwendigkeit der Betriebsorganisation ais moderne Kiasscn- 
, Organisation des Proletariats wird zum Bewußtsein der A r­
beiter wo die alltäglichen Kämpfe in ihrer Entwicklung und 
Verschärfung im Zusammenhang mit den monopolistischen 
I armen des Kapitals und der ökonomischen Krise auf die 
schranken der reaktionären Gewerkschaften stoßen. Die 
laktik der Union muß ausgehend aus den alltäglichen Wirt- 
schaftskampfen die Entwicklung dei Arbeiterbewegung for­
dern. um sie von ihrer traditionellen Ideologie und Organisation 
zu befreien. Im Betriebe vor und nach dem Kampf (der i der 
Kampt dauert nicht ewig und der erste Konflikt zv/,sehen 
Arbeit und Kapital endigt nicht mit der Revolution) wo d*e 
Arbeiter die gesetzlichen Betriebsräte ab!ehnen, müssen sich 
die Unionisten für die Wahl von Vertrauensleuten einsetzen. 
Jie  nur vor den Arbeitern verantwortlich und jeden Augen­
blick von ihnen abberufbar sind. Das züchtet keine Illu­
sionen und Tuhrerglaubcn. sondern entwickelt die Aktivität 
und die Initiative der Arbeiter; das bedeutet die Arbeiter 
selbständig gehen lernen.

Die Union muß die Verkörp.t u-ig der Rebellion gegen 
die kapitalistische Ausbeutung sein. Sie darf nicht den Mar\- 
sclien Gedanken vergessen, daß eine Klasse, die in den tag- 
lichen Konflikten mit dem Kapital feige naehgibt, sich selbst 
der rahigkeit beraubt, einen größeren Kam; f zu unternehmen. 
Die Union muß nicht nur in den ersten Reihen des Kampfes 
gegen die Angriffe des Kapitals stehen: sie hat auch zur 
Aulgabe, selbst Kampfe zu entfesseln, ohne dabei Illusionen 
mbezug auf die Möglichkeit einer Verbesserug der Lage der 
Arbeiter innerhalb des Kapitalismus zu erwecken. Damit die 
Arbeiter die Notwendigkeit von der höheren politischen Form 
ces Kampfes begreifen können, ist es eine Bedingung daß sic 
überhaupt den Kampf aufnehmen. Eine Arbeiterschaft, die sich 
alles kampflos gefallen läßt, ist nicht nur unfähig, einen revo­
lutionären Kampf zu führen, sie ist auch der revolutionären 
Propaganda nicht zugänglich.

In den ausgebrochenen Kämpfen zwischen Arbeit und 
Kapital haben sich die Unionisten nicht n u r  zu solidarisieren.
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sondern sic mussen als Organisation gegen die Führung des 
Kampfes seitens der (lewerkschaften ankämpfen und sich für 
die Uebcrnahme der Führung des Kampfes durch die Beleg- 
schaii selbst, durch iiue Aktionsausschuss«. einsetzen; auch 
dann sogar, wenn die Kämpfenden nicht die Notwendigkeit 
der Verwandlung ihres wirtschaftlichen Kampfes in einen 
politischen begreifen, denn im Prozeß des Kampfes werden sie 
dies leichter begreifen, wenn die Führung sieb in ihren eigenen 
Händen befindet, als wenn letztere in Händen der Gewerk­
schaften wäre. Wenn die Arbeiter die Notwendigkeit der 
Ausbreitung des Kampfes und ilire Verwandlung in einen poli­
tischen begreifen, müssen sich die Unionisten in die Aktions­
ausschüsse wählen lassen. Folgt aber die Solidarität der 
übrigen Arbeiterschaft oder von Teilen, die den' Kampf einen 
politischen Charakter annehmen lassen, nicht, und die Nieder­
lage ist da. so müssen die Aktionsausschüsse oder die für 
diesen Zweck gewählten Organe, wo die Unionisten vertreten 
sind, die Führung des Kampfes auch in diesem Stadium des 
A b s c h l u s s e s  in ihren Händen behalten. Auch dann sogar, 
wenn das mit Verhandlungen verbunden ist. Die Verantwor­
tung für einen solchen Ausgang des Kampfes trägt die übrige 
Arbeiterschaft und iiire Gewerkschaftsorganisationen.

Manchen (ien. scheint das nicht genug revolutionär. Sie 
müssen aber konsequent sein und einen anderen konkreten 
W eg des Abschlusses zeigen. In einem Berliner Bezirk er­
klärte ein Genosse, daß nach einer Niederlage die Arbeiter 
nicht darüber zu verhandeln haben. unter welchen Bedingungen 
sie die Arbeit wieder aufnehmen: sie müssen ihre Rucksäcke 
nehmen und nie mehr in diese Betriebe zurückkehren. Das 
wäre gewiß ein Weg, aber ein schlechter W eg; denn die Ar­
beiter un<J Unionisten in diesem Falle müssen nachher ln an­
deren Betiieben Ai beit suchen und mit dem Unternehmer Ver­
handlungen führen, d. h. dasselbe tun. wofür sie die alten 
Betriebe verlassen haben, oder sic müssen in die Berge gehen. 
Dieser W eg ist aber kein W en der Arbeiterklasse, ihn können 
einzelne gehen: im übrigen ist das Plättnerei. Dieser Weg 
hat nichts mit Klassenkampf des Proletariats zu tun. Es wäre 
logischer, die' Verweigerung des Verkaufs der Arbeitskraft als 
einen neuen Weg fiir die Befreiung der Arbeiterklasse zu 
predigen.

Man kann noch einen W eg für den Abschluß des Kampfes 
angeben, den die Arbeiter gemeinsam mit den Unionisten unter 
Ausschaltung der Gewerkschaften geführt haben und in einen 
politischen Kampf verwandeln wollten, nämlich: daß jeder 
zurückkehrt wie er kann. Das bedeutet aber Zerstörung jeder 
Solidarität unter den Arbeitern, was die elementarste Be­
dingung eines jeden Kampfes ist: das bedeutet auch Zer­
störung der Bctricbsorganisationcn.

Wenn man diese zwei Wege ablehnt, so muß man zu­
geben die Notwendigkeit von einer organisierten Regulierung, 
unter welcher die Proletarier die Arbeit wieder auineiimen. j 
Ist man aber dagegen, daß die Aktionsausschüsse selbst das 
durchführen, so muß man dafür sein, daß die Arbeiter sich an 
die Gewerkschaften wenden. In diesem Falle ntüssen aber die i 
Arbeiter, die die Gewerkschaften abgelehnt haben, die Führung I 
ihres Kampfes selbst in die Hände nahmen, und nachdem zur! 
Schuld der Gewerkschaften in die Stätten der Ausbeutung 1 
zurückkehren müssen, ihre Notwendigkeit und Unentbehrlich-1 
keit zugeben, lias Ergebnis dieses scheinbaren Radikalismus 
wird also die Erhaltung der Totengräber der proletarischen 
Revolution der Gewerkschaften sein. Man kann noch der 
Auffassung sein, daß die von der Belegschaft gewühlten Or­
gane den Kampf abschließen werden, die Unionisten müssen 
aber zurücktreten. W as das bedeutet, zeigt besonders kraß 
der Fall, wo die Unionisten die Mehrheit in einem Betriebe 
haben. (Das war früher der Fall, als die Union über Hundert­
tausend Mitglieder verfügte und wird auch in Zukunft der 
Fall sein, wenn die Union die Klassenorganisation des Prole­
tariats werden soll.) Die Unionisten müssen der Minderheit 
von Niolitunionisten ihre Vertretung überlassen und sich auf 
diese Weise selbst ein Zeugnis der Feigheit ausstellen.

Der Fall, wo die Unionisten die Mehrheit sind, gestattet 
uns am klarsten die Taktik der Union, der Wirtschaftskämpfe 
zu präzisieren. Der Weg. dem die Unionisten als Mehrheit 
im Betriebe folgen, kann nicht nur der W eg für die .,Aufge­
wühlten“  sein, das ist der Weg. den sie auch als Minderheit 
der Arbeiterklasse zeigen müssen uud für welchen sie solida­
risch Verantwortung tragen müssen. Nur auf diesem v» ege 
wird die Union eine Klassenorganisation des Proletariats. Nur 
so werden die organisatorischen Bedingungen für die unge­
hemmte Entfaltung des Kampfes gegen das Kapital geschallen 
und damit auch die organisatorische und ideologische Vorbe­
dingung für die Verwandlung der Kämpfe gegen die Wirkungen 
des Kapitalismus in Kämpfe gegen ihn selbst.

Gegen die liier entwickelte Taktik der Union, festgelegt 
auch in der Resolution des 4. und IS. Unterbezirks ist nur ein 
„Argument“  vorhanden, das Beachtung verdient. Das ist die 
Angst vor der reformistischen Gefahr für die Union. E s  wäre 
ein.. Kurzsichtigkeit und Torheit, zu leugnen, daß reformistische 
Gefahren existieren. S ic  folgen aber nicht aus der obigen 
Taktik, sondern aus dem Umstand, daß die Union zur nreiten 
Klassenorganisation des Proletariats werden muß. Schon 
1904 in einer Polemik gegen Lenin schrieb Rosa L u x e m ­
b u r g .  daß der Reformismus ein Produkt der Arbeiter­
bewegung selbst ist. Seine Urquelle ist der dialektische W ider­
spruch. den die Arbeiterbewegung in sich birgt: Der Kapi­
talismus ist seine Voraussetzung, den sie doch überwinden 
muß Die Uebcrtragung dieser dialektischen Widersprüche 
und'ihre ideologischen Auswirkungen auf die Mitglieder der 
Union ist sehr wahrscheinlich mit der Entwicklung der letzte­
ren zur Massenorganisation des Proletariats. Diese Gefahr 
zu bannen mit dem Abseitsstellen von den alltäglichen Ar­
beiterkämpfen und ihrem Verlauf und durch die Verwandlung 
der Union zur Organisation der Vertreter der „reinen Idee , 
bedeutet ein Mittel anzuwenden, das sich gegen den Zweck 
auswirkt. Das bedeutet, daß die Union keine Massenorgani­
sation ist. um bestenfalls eine zweite Partei neben der KAI . 
zu werden. Damit ist jedoch nichts für die Losung der 
Widersprüche des Klassenkampfes getan Dazu ist not̂ 'en- 
dig eine Union als hielte Organisation der K asse. die die orga­
nisatorischen Voraussetzungen zur Entwicklung der Arbeiter­
kämpf e schafft. Nur die Entwicklung der le t z te n  kann die 
opportunistischen und reformistischen Gefahren uberwinden. 
Parallel mit dieser Klassenorganisation ist notwendig die Zu­
sammenfassung aller derjenigen, die die Ansicht in die Be ­
dingungen. den Gang und das allgemeine Resultat der P ro le­
tarischen Bewegung voraus haben, in die revolutionäre pro­
letarische Partei, damit sie die ideellen Waffen gegen even­
tuelle reformistische Gefahren innerhalb der l nion liefern.

Die Angst, daß die Partei auch durch die Union angestcc.;t 
werden kann, spricht nicht gegen die Notwendigkeit, daß die 
letztere eine Massenorganisation des Proletariats werden soll. 
W ie  schon betont wurde, hat der Reformismus seine U r­
sachen in der Arbeiterbewegung selbst und die Mitglieder der 
K A P  brauchen nicht erst Mitglieder der Union zu sein, um 
den reformistischen Gefahren ausgesetzt zu werden, Es ge­
nügt allein, daß sie in der Arbeiterbewegung stehen. Die ein­
zigste Garantie, daß die revolutionäre Partei immun gegen­
über de., reformistischen Gefahren bleiben wird, ist die ideo­
logische Entwicklung ihrer Mitglieder. Das i s t  die einzigste 
Garantie, daß sie nicht dem Einfluß der W .derspruc.be des 
Klassenkampfes unterliegen, daß sie begreifen und fo lKbchdc 
Mittel zu ihrer Lösung finden werden. Das ist gleiehzerUg 
auch die Garantie dafür, daß die Union eventuelle refor­
mistische Gefahren erfolgreich überwinden wird, und daß sie 
die historische Mission erfüllen wird: Die Organisation zu
sein, die den alltäglichen Kampi der Arbeiterklasse eegen die 
kapitalistische Ausbeutung mit dem cndzlel verbindet.

Wirtsdiaft
Stillstand äüS dsns Är&eüsnsürH!

Nach dem Bericht des Berliner Arbeitsamtes waren am 
18. .Juni 198 307 Personell bei den Arbeitsnachweisen einge­
iragen gegen 198 (»Oft der Vorwoche. Darunter befanden sich 
130365 (131 181) männliche und 07 942 (67 425) weibliche Pe r­
sonen. Erwerbslosenunterstützung bezogen 63 286 ( 63 810) 
männliche und 29 748 ( 29 949) weibliche, insgesamt 93 034 
(93 789) Personen. Außerdem wurden noch 30 146 ( 30 738) Pe r­
sonen durch die Erwerbslosenhilfe der Stadtgemeinde Berlin 
und 33 572 (33 207) Personen durch die Krisenfürsorge unter­
stützt. Hei Notstandsarbeiten wurden 5028 (5108) Personen 
beschäftigt.

Die männlichen Arbeitslosen nahmen also um «16 an. 
während die weiblichen um 517 Zunahm en. Das weibliche Plus 
resultiert aus dem Bekleidungsgewerbe, das jetzt, nach den 
Festtagen, rückläufige Konjunktur hat und i.i Berlin in der 
Berichtswoche insgesamt 1000 enthielt. Unter den Arbeits­
losen, die in Arbeit kamen, waren allein 500 Jugendliche. Da 
die Erwerbslosenunterstützung 692 weniger unterstützt als 
in der Vorwoche und bei Notstandsarbeiten 80 weniger be­
schäftigt wurden, ist das ein Beweis, daß fast 400 Arbeitslosen 
die Unterstützung entzogen wurde. Ob also überhaupt Arbeiter 
in Arbeit kamen, ist recht zweifelhaft. Jedenfalls sind mehr 
entlassen als eingestellt. Nach Konjunktur scheint das gerade 
nicht auszusehen.

Die dcutsdie tis€n»iris<n«ff
Die Eisen- und Stahlindustrie als Gradmesser 

der Konjunktur.
Eisen (worunter auch Stahl zu verstehen ist) ist der Grund­

stoff aller Wirtschaft. Die Montanindustrie (Eisen. Stahl. 
Kohle) ist deshalb die Schlüsselindustrie ieder Volkswirtschaft. 
Aus ihrer Prosperität lälit sich aui das Ergehen der Wirtschaft 
überhaupt, auf Konjunktur und Krise schließen mit der Ein­
schränkung allerdings, daß gegenwärtig, im Zeitalter der 
Rationalisierung, die Prosperität der Eiscnwirtschait nur als 
Gradmesser iür den Augenblick gelten kann.

Die deutsche Eisenindustrie ist seit fast einem lahre die 
bestbeschäftigte Industrie: man kann ruhig von Hochkonjunk­
tur sprechen. Daneben allerdings muß gleich erwähnt werden, 
daß eben diese selbe Eisenindustrie mit ihrer Hochkonjunktur 
ein Riesenarbeitslosenheer stabilisiert hat. ein Arbeitslosen­
heer (wenn man die eisen- und m e t a l l v e r a r b e i t e n d e n  
Industrien mitrcchnet, dic ebenfalls g m  beschäftigt sind), daü 
das Arbeitslosenheer der gesamten deutschen W irtschaft der 
Vorkriegszeit während der schärfsten Krisenperioden zahlen­
mäßig übertrifft. ,

Der Produktionsstatus der deutschen Eisenindustrie ist 
heute, in dern stark verkleinerten Deutschland iast so groß als 
in dem Deutschland der Vorkriegszeit einschließlich Lothringen.

sinkendem Lebensstandard. Das Kapital machte Riesenprofi... 
die c:-> nach Beendigung der Streikbruchkonjunktur, nach den; 
Abflauen des Exports aus der Produktion zog und in das 
Baugewerbe steckte und dadurch den Eisenverbrauch mächtij 
förderte, um so mehr, ais der Eisenbetonbau große Fortschritte 
macht. Die Baukonjunktur regt eine Anzahl Hilfsindustrien an 
und darüber hinaus die Produktionsmittel- und die Konsul 
industriell. Verkehr und Handel.

Eine nicht unbedeutende Triebkraft des Eisenexports (v. 
des Exports überhaupt) war der Boykott englischer Waren 
China und Rußland und die dadurch gegebene Bevorzuguns 
von Produkten aus Deutschland, das dort aus kriegerischem 
Unvermögen und imperialistischer Impotenz den „Pazifisten' 
spielte, den Freund in der Not. Ferner die Eindämmung dei 
Schleuderkonkurrenz infolge der Deflation in Frankreich uni 
Belgien, die Anlage von Werken zur Kohlenverflüssigung, vor 
Ferngasleitungen u. a.

Als Wechselwirkung der Streikbruchkonjunktur wie de: 
Rationalisierung (gesteigerter Export) hat das Reich größt 
Mittel für die Elektrifizierung der Eisenbahnen bereitgestellt 
Die durch Streikbruchkonjunktur und Rationalisierung ange­
regte Kaufkraft, die Schutzzollgesetzgebung für Agrarprodukt! 
und schließlich große Reichsmittel aus Steuern haben der Land­
wirtschaft gestattet, ebenfalls zu rationalisieren und zur Kr- 
höhung des Eisenkonsums beizutragen.

Trotz aller dieser produktionsfördender Faktoren ist dit 
Hauptriebkraft für den Aufstieg der deutschen Eisenwirtschat 
die Rationalisierung in Deutschland, die Technisierung, die Fr 
Setzung des Menschen durch die Maschine. Die ..Konjunktur' 
hat ihre Naht quelle fast ausschließlich im Inlandsmarkt. Di; 
Möglichkeit zur Realisierung des Mein wertes, des für den Ka. 
pitalismus lebensnotwendigen Blutzustroms fehlt. Auch dit 
Eisenwirtschaftskonjunktur konnte nur hervorgerufen werdet 
bei gleichzeitiger Einsetzung der Amerikakredite. Es ist eint 
..Konjunktur aus geborgten Mitteln“ , wie der GescJiäftsführei 
des Vereins Deutscher Eisen- und Stahlindustrieller. Reichs- 
tagsabgeordneter Dr. Reichert, auf der Tagung dieses Verein; 
am 15. .1 uni 1927 iu Berlin sich ausdrückte.

Alle die aufgeführten produktionsfördernden Faktoren sim 
vorübergehender Natur. Die Baukonjunktur ist schon am Ab­
flauen. Der Wohnungsbau geht schon zurück, da die Kapitulier 
fehlen und die Proletarier die schon jetz leer stehenden W oh 
nungen nicht mal bezahlen können. Fs werden in der Haupt­
sache noch Industriebauten ausgeführt. Die Rationalisierung 
hat ebenso ihre natürlichen Grenzen. Von 196 deutschen Hoch­
ofen sind nur 111 in Betrieb; und diese werden nur zu 68 Pro­
zent ihrer Leistungsfähigkeit ausgenutzt. In den Vereinigtet 
Staaten von Amerika geht die Produktion zurück. Der Rück 
gang berug schon im I. Vierteljahr 1927 für Roheisen 1.6 Pro 
zent und für Rohstahl 2.8 Prozent. Trotzdem hat Amerika ar 
teilnnißig seiner Produktion den Export gesteigert. Seine An­
strengungen auf dem Weltmarkt verdoppelt es. Bel der un­
geheuren 'Kapitalkraft Amerikas, das ständigen Kapitalzuilu 
aus dem verschuldeten Europa hat. ist es nicht zweifell af 

i r Sieger in dem W etlauf bleiben wird. In Deutschland md 
die Triebkraft der Konjunktur, die amerikanischen Dollars, not 
wendig zum Hemmschuh werden, da die deutsche Industrie
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gefügt werden, daß die Bevölkerungsziffer des heutigen Deutsch­
land zahlenmäßig schon wieder größer ist als die des gleichen 
Gebiets in der Vorkriegszeit.

Aber trotz dieser Einschränkung ist die Eisenproduktion 
relativ (auf den Kopf der Bevölkerung und der in der Eisen­
industrie besehäfiigien Arbeiter berechnet) und absolut (quan­
titativ am Inlandsverbrauch und am Export gemessen) ge­
stiegen. Die Ausfuhr an Eisen und Stahl (ohne Eisen- und 
Stahlfertigprodukte) betrug 1913 5.4 Millionen Tonnen. Sie sank 
im Jahre 1924 aui 0,95 und stieg 1925 aui 2.4 und 1926 auf 
4 Millionen Tonnen. Damit ist Deutschland wieder zum ersten 
Eisenausfuhrland der W elt geworden.

Die Eisen- und Stahlproduktion betrug 
Mai April

Roheisen 1129 802 1051 872
Rohstahl 1 578 289 I 288 400
Die arbeitstägliche G e w in n u n g  von Roheisen hatte im 

Durchschnitt des Jahres 1925. das in seiner zweiten Hallte 
bereits von der Kris.- betroffen war. 27 881 Tonnen betragen: 
sie war im April 1920 auf 22 274 Tonnen zurückgegangen. Im 
April 1927 betrug sie 35 062 Tonnen. Die entsprechenden 
Ziffern für Rohstahl waren 39 982. 36 165 . 53 683 Tonnen, für 
Walzeisen 33 594. 30 365. 42048 Tonnen. An Stelle des I ief- 
standes vom vorigen Jahr ist jetzt ein Höchststand seit dem 
Kriegssomnier 1918 ereicht. der für Roheisen etwa 16. für Roh­
stahl 93. iiir Walzeisen S2'/s Prozent der Durchschnittsleistung 
von 1913 im Deutschen Reich damaligen Umfangs und der 
beispiellosen Verschleuderung von Material und Produktions­
mitteln für den organisierten Mcnschenmord entspricht.

, He deutsche Montanindustrie war schon in der Vor­
kriegszeit infolge ihrer geologisch und geographisch günstigen 
Lage die bestorganisierte und -konzentrierte der W elt (selbst­
verständlich an dem Ausmaße des gegen amerikanische Ver­
hältnisse kleineren Gesamtkomplexes gemessen). Daß sie im 
Kriege und in der ersten Nachkriegszeit bis zum denkbar 
höchsten Maße zerrüttet und verloddert wurde, hatte seine 
Ursache in dem W ahnsinnstoben des preußischen Militarismus 
und in der Unfähigkeit der Sozialdemokratie und der Gewerk­
schaften beim Zusammenbruch des militaristischen Systems. 
An dem Aufstieg der deutschen Eisenwirtschaft trägt den her­
vorragendsten Anteil das gewaltige Gebilde der \ ereinigten 
Stahlwerke, über deren Organisation wir gelegentlich ihres 1ns- 
Leben-trcten am 1. April 1926 das nötige schrieben. Dieser 
Stahlriese war der bis dahi’i höchste Ausdruck der Rationali­
sierung. Eine Hütte des Stahlvereins konnte ihre Rohstahler­
zeugung um mehr als 75 Prozent erhöhen, ohne einen einzigen 
Mann neu einzustellen: innerhalb des Gesamtkonzerns ist die 
Roheisengewinnung in sechs Monaten um 48 Prozent, die Roh­
stahlerzeugung um 51 Prozent, die Kohlenförderung um rund 
30 Prozent gestiegen, während die Arbeiterschaft sich in dem 
gleichen Zeitraum nur um rund 9 Prozent vermehrte. Die Lohn­
erhöhung beträgt nach Angaben des Vereins Deutscher Eisen- 
und Stahlindustrieller 20 Prozent. Relativ, die gestiegenen Le­
benshaltungskosten in Betracht gezogen, bedeutet das also 
einen Lohnabbau. Trotz der 50prozentigen Produktionssteige­
rung!

In ähnlicher Weise haben die anderen Konzerne zusammen­
gefaßt und rationalisiert: die Mitteldeutschen Stahlwerke, die 
Vereinigten Oberschlesischen Hüttenwerke weisen in kleinerem 
Maße ebensolche Erfolge auf wie der Stahlverein im Rhein­
land. und neben den organisatorischen sind technische Fort­
sch ritt \oti hohem Ausmaß zu verzeichnen. Die Thyssen- 
Werke in Hamborn, die Anlagen der Gutehoffnungshüite und 
des Bochumer Vereins, die W erke von Hoesch und noch 
manche andere sind auf die Höhe moderner Technik gebracht 
worden und stehen hinter den amerikanischen in vieler Hin 
sicht nicht mehr zurück.

Es drängt sich nun die Frage auf. ob denn jetzt das gol­
dene Zeitalter anbricht, das Wilhelm während des Krieges und 
Sozialdemokratie und Gewerkschaften während der „Soziali­
sierung" und anläßlich der Rationalisierung dem deutschen 
Michel versprachen? Das Arbeitslosenheer von reichlich einer 
Million Vollarbeitslosen könnte schon die Antwort darauf sein, 
auch wenn man die Zuchthausdemokratie mit ihrem trockenen 
Faschismus außeracht ließe.

Die Ursachen des Aufstiegs der Eisenwirtschait sind manig- 
facher Art. Der englische Bergarbeiterstreik und die Still­
legung der englischen Eisenindustrie, der organisierte Streik­
bruch der deutschen Gewerkschaften waren der Hauptanstoß.

:it elllSClllielillCll L o t h r i n g e n ,  weimu z u m  iK.mniai.Mim «U U U I, U.i Ult u i . ' c u v  1MUU .... 
Hier muß allerdings hinzu- ihre Betriebskapitalien teuer verzinsen und amortisieren muß

Die Eisen- und Sahlprodukion im Mai war schon geringer 
die des März. Es muß sich in absehbarer Zeit erweisen, da 
alle an einen Aufstieg des Kapitalismus geknüpften Hoffnimge 
Illusionen sind.

Der gesamte deutsche Produktionsapparat (wie auch i 
aller W elt) strebt der Vereinfachung der Produktion zu. ratio­
nalisiert. wirft Proletarier aufs Pflaster, zerstört dicKaufkrai 
Die Preise steigen und hemmen die Produktion. Der gesamte 
deutsche (wie auch ausländische) Eisenexport (wie in dr 
Hauptsache der Export überhaupt) ist nur möglich durd 
Schleudern, durch Zuschüsse, mit denen der Inlandskonsum be 
lastet wird. Das internationale Rohstahlkartell, dessen Dikta 
sich nunmehr außer der englischen die gesamte eisenschaffend! 
Industrie Europas fügt, hat strenge Konventionalstrafen a 
..Ueberproduktion“  festgesetzt uud und die Absatzgebiete rati 
niert, zwecks —  ..Preisregelung“ , d. h. Verteuerung. Die Kon­
junktur des Kapitals muß sich notwendig bald auswirken 
noch schärferer Ausbeutung, in der- Verteuerung der Lebens­
haltung und in Lohnabbau. Die fortschreitende internati» 
nale Vertrustung und Kartellierung ist Gewähr dafür, daß da! 
Proletariat mit seiner gewerkschaftlichen Nadelstichtaktik kiin 
tig noch mehr unterliegen muß als bisher.

Es gibt nur ein Mittel, mit dem sich das Proletariat ad 
dem drohenden Untergang retten kann: Zertrümmerung 
Gewerkschaften. Organisierung nach Betrieben, zu Kampforp 
nisationen. die dem Willen der Proletarier selbst gehorche: 
Klassenkampf. Kampi als Klasse.

Bergarbeiterentlassungen in England.
L o n d o n .  21. Juni. 2000 Bergarbeiter im Glamergat 

Distrikt in W ales wurden mit vierzehntägiger Kiindigungsfris 
entlassen. Die betroffenen Kohlengruben gehören Baldwir 
Limited. Auf der Bedwas-Mine. die zu den Gruben des Lor 
Insten gehört, wurde 500 Arbeitern gekündigt, was mit d* 
Konkurrenz der französischen Kohle begründet wird. I' 
„Times“ , die einen bemerkenswerten Leitartikel unter uf 
Ueberschrift ..Kohle und Chaos“  bringt, verurteilt nicht so sei 
die französischen Maßnahmen als die Untätigkeit in Englar 
selbst. Immer und immer wieder sei das Land auf die Not 
wendigkeit aufmerksam gemacht worden, seine Kohlenindustn 
zu reorganisieren. Es sei wirklich nicht notwendig. Englar 
nochmals in eine Kohlenkrise zu stürzen, um diese elementar 
Lehre zu begreifen. Sir Herbert Samuel, der im Kohlenstrc; 
eine hervorragende Vermittlerrolle spielte, tadelte im Stiriit 
in ähnlichem Sinne die Lässigkeit der verantwortlichen Stelle 
die unter den Bergarbeitern ernste und zunehmende Unzufn* 
denheit hervorrufen müsse. .

Unter ..Reorganisation“  der Kohlenindustrie ist natüriu 
nichts anderes zu’ verstehen als R a t i o n a l i s i e r u  n g . fl 
weitere tausende von englischen Bergarbeitern aufs Pflasti 
werfen wird.

tlitteilunaen
Reich

Achtung! Rheinland-Westfalen und Südwest!
Am Sonntag, den 10. Juli, findet in Düsseldorf eine 0 

zirkskonferenz der Allg. Arb.-Union Rhld.-W estfalen 
Südwest statt. _ . ,

Provisorische Tagesordnung 1. Organisatorisch 
(a. Tätigkeitsbericht des BAA. und Kassenbericht, b. Beric 
dei Ortsgruppen): 2. W  irtschaftspolitische Lage und unse 
Aufgaben im Bezirk: 3. VRUK.: 4. Verschiedenes.

W ir ersuchen die Ortsgruppen, sich mit der Bez.-Kow 
renz zu befassen und Anträge bis Montag, den 20 Juni, a n «  
BAA. einzusenden. Lokal und Zeit wird mit den Antraä' 
nach dem 20. Juni den Ortsgruppen bekannt gegeben!

Groß-Berlin
Wochenbeiträge.

In der 25. Woche (19. bis 25. Juni 1927) betragen die & 
träge 80 Pi., 1.—  Mk. und 1.30 Mk. Arbeitslose 10 Pi.

■*»

Organ be* 2IHgem einett $lrbciter4tnioit
(̂ Rcoolutionäre 3ktriebs*Örgantftttionen)

3a&rgang 8, 9lr. 2 6
Die Zeitune erscheint wöchentlich. — Zu beziehen durch die Bezirks-Organisationen der 
Union u. durch die Buchhandl. f Arbeiter-Literatur. Betlin SO . 36. Lausitzer Platz 13
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Das GewerksdiaffsflasKo 
der KominferiP

ln den letzten Heften der ..Kommunistischen Internatio­
nale" (Jahrgang I927, Heft 17. IN, 20 und 21) berichtet der Org- 
j-ckretär des Ekki. P j a t n i t z k i ,  über: „Die Errungen­
schaften, die Mängel und die nächsten Aufgaben der Organi- 
'ationsarbeit der Kl.-Sektionen." Ein besonders umfangreich:s 
Kapitel wird hier der Gewerkschaftsarbeit gewidmet. Selten 
ist s«- unverblümt <!;'v Fiasko der Komintern eingestanden 
worden. Selten ist auch so schwach versucht worden, hinter 
großen Tönen von der Parteiumstellung auf Betriebszeilen '.u 
verbergen, daß der ganze Gewerkschaftsradau der Komintern 
nur auf dem Papier steht. Die KPD . hatte im Oktober 192(> 
133 899 Mitglieder. Der Berichterstatter sagt, daß man die 
wirkliche Zahl 20 bis 25 Prozent höher annclimen muß und 
meint damit wohl jenen Teil der Mitglieder, die schon so weit 
durehbolschewisiert sind, dali man sie nicht mehr erfassen 
kann. Diese Organisation also hat in 70 von 1 o<»7 Ortsaus­
schüssen des .ADGB. die Mehrheit. Sie hat keine Gewerk­
schaft als Ganzes in Händen. Von (>00 Verwaltungsstellen 
des Metallarbeiterverbandes sind 35 Prozent erobert, trotzdem 
die KPD.-Liste zum Y d  bandstag 33 Prozent der Stimmen 
erhielt. Pjatnitzki weiß auch die Erklärung dafür: „Die aufge­
klärten Arbeiter wissen, daß die Kommunisten die Interessen 
des Proletariats besser vertreten als die Sozialdemokraten, 
deshalb stimmen sie für die Anträge der Kommunisten, wählen 
Kommunisten zu den Gewerkschaftskongressen und -Konfe­
renzen, wenn aber der Vorstand gewählt werden soll, dann 
schrecken sie vor der Wahl von Kommunisten zurück, da die 
Arbeiter nicht wissen, wie die Kommunisten die Gewerkschafts­
arbeit erledigen. Das bezieht sich auf reformistische Ver­
bände, in denen Kommunisten gezwungen sind, mit deri Sozial­
demokraten zu konkurrieren und unsere Genossen ii'‘_!it ge­
nügend vertraut sind mit den laufenden Fragen der Gewerk­
schaftsbewegung und es nicht verstehen, auf diesem Boden

Tarifwesen. Arbeitsgesetze, entsprechende Verordnungen 
usw. die Sozialdemokraten zu schlagen." (KI. Nr. 17. 
Seite 830.)

Pjatnitzki weiß, wo der Hund begraben liegt. Er sagt, 
daß es nicht genügt, wenn die kommunistischen Funktionäre 
noch besser auf den Gewerkschaftsschacher gedrillt werden, 
weil sie. wenn 30 bis 35 Prozent der KPD.-Mitglieder außer­
halb der Gewerkschaften stehen und selbst die gewerkschaft­
lich organisierten Kommunisten dem Organisationsleben fern- 
bleiben. doch vor dem sozialdemokratischen Konkurrenten 
Umfallen müssen, und so wie aut der Bergarbeiter-Konferenz 
im Januar dieses Jahres in Halle einstimmig eine sozialdemo­
kratische Resolution gutheißen, die offen gegen die kommu­
nistische Partei gerichtet war und neben dem Dank an den von 
den Reformisten geleiteten Verband noch die Forderung er­
hob. daß politische Parteien sich nicht in die wirtschaftlichen 
Fragen der Arbeiterklasse einmisehen dürfen. (Kl. 20. Seite 
V75.) — Interessant ist die Tabelle von 28 Bezirken, über die 
Prozentzahlen der Gewerkschaftsmitgliedschaft in der KPD.: 
Westsachsen mit 92 Prozent, Berlin mit 90 Prozent marschie­
ren an der Spitze, Wasserkante mit 72 Prozent, das Ruhr­
gebiet nur 70 Prozent, Niederrhein 57 Prozent, Mittelrhein 
55 Prozent und Oberschlesien gar nur 40 Prozent. W ir haben 
liier Bezirke, wo die Arbeiterschaft zahlreich ist. genannt. 
Die vorwiegend agrarischen Gegenden fallen sämtlich unter 
den obigen Durchschnitt. „In  Stettin gibt es 478 gewerkschaft­
lich organisierte Parteigenossen. 24 Genossen sind aus den 
(iewerkschaften ausgeschlossen. 300 Parteimitglieder gehören 
keiner Gewerkschaft an. Im sechsten Unterbezirk Ober­
schlesiens gibt es 10(>! Parteimitglieder. Davon sind 361 ge­
werkschaftlich organisiert . . . Aus Remscheid (Niederrhein) 
wird mitgeteilt, daß bei der Auflösung des örtlichen unabhän­
gigen Metallarbeiterverbandes (Opposition), der im ganz*n 
1800 Mitglieder zählte, nicht weniger als 1500 Arbeiter in den 
reformistischen Metallarbeiterverband nicht zurückkehrten. In 
dem oppositionellen Verband waren hauptsächlich KPD. und 
>yrr.pathisierende organisiert. Im Metailarbeiterverband in 
Witten und Hoerde (Ruhrgebiet) ist unser Einfluß darum gering, 
weil nur wenige Genossen dem Verband angeboren. So zählt 
z. B. der Metallarbeiterverband in Hoerde 3282 Mitglieder,

Wlrfsfhölfedemokraflstite Justiz

*) W ir  entnehmen diese Ausführungen einem Artikel des 
-oeben erschienenen Julihefts des „Proletarier", der allen 
Unionisten zu empfehlenden Monatsschrift der KAPD. Red. 
d. Kampirui.

Das L a n d g e r i c h t  P o t s d a m  hat eine e i n s t -  
w e i l i g e  V e r f ii g u n g erlassen, die dem Deutschen 
Textilarbeiterverband. Filiale B r a n d e n b u r g ,  und 
deren ( icschiiftsfülirer bei Androhung einer (ield- oder 
Haftstrafe bis zu sechs Monaten fiir jeden f all der Zu­
widerhandlung verbietet, Unterstützungen an die von der 
.lutefahrik n u s g e s p e r r t e n  Arbeiter zu zahlen.

•

Die Jtistizaktioncii zur Unterstützung der Kapitals­
offensive werden immer toller. Bisher wurden einst­
weilige Verfügungen nur’ gegen streikende Proletarier 
erlassen, letzt verbieten die bürgerlichen Klassenricliter 
schon die finanzielle Hilfeleistung für Arbeiter, die vom 
Unternehmer ausgesperrt worden sind. Die Justiz der 
demokratischen Republik läßt de’i letzten Schleier fallen 
und produziert sich als die willfährige Dirne der Kapitals­
könige.

Die W eim arer Verfassung gewährt laut Artikel 159 
Jedem das uneingeschränkte Koalitionsrecht. Dali Jieses 
Recht für Proletarier aber nur ein f o r m a 1 e s , auf dem 
Papier stehendes Recht ist. wird heute immer offen­
kundiger. Die in den letzte.t Wochen gegen streikende 
Arbeiter erlassenen einstweiligen Verfügungen beweisen, 
dali die sogenannten demokratischen Errungenschaften 
für das Proletariat einen Katzendreck wert sind. Wenn 
es ihre Profitinteressen verlangen, pfeift die Kapitalisten­
klasse einfach auf den Koalitionsparagraphen der Reielis- 
verfassung. — denn M a c h t  g e h t  v o r  R e c h t !  
Die Arbeiterschaft hat außer parlamentarischen Luft­
schlössern keine wirtschaftliche und politische Macht in 
Händen - und deshalb sind auch die ihr feierlich ver­
brieften Rechte von der Gnade der herrschenden Bour­
geoisie abhängig. Das ohnehin unzulängliche Recht, das 
die schwarzrotgelbe Republik dem Proletariat gewährt, 
wird zum bitteren Unrecht in dem Augenblick, wo die 
kapitalistische Klasse zur Unterstützung ihrer Verelen­
dungsoffensive den Staatsapparat mobilisiert.

„W irtschaftsdem okratie“  preisen die Gewerkschafts­
führer als soziales Allheilmittel und fordern die Arbeiter­
inassen zum gesetzlich zulässigen Kampfe für dieses Ziel 
auf. „H er mit der Wirtschaftsdemokratie“ , ist das täg­
liche Stoßgebet der Gewerkschaftsbeamten. Aber die 
Sachwalter des Kapitalismus haben nicht nur Spott und 
Hohn, sondern auch wohlgezielte Geißelhiebe als Ant-

davon sind nur 4 Kommunisten. Nicht besser ist es in W itten 
bestellt. In Köln stehen noch 40 Prozent der Genossen außer­
halb der Gewerkschaften. In anderen Ländern dürfte die 
Lage noch schlechter sein, denn iii Deutschland wurden spe­
zielle Kampagnen für den Eintritt der Kommunisten in die Ge­
werkschaften durchgeführt, während wir aus den anderen Län­
dern von derartigen Kampagnen nichts gehört haben." (Kl. 2'), 
Seite 969 bis 70.) Deshalb sind auch iu der Tschechoslowakei 
von 138üOO Mitgliedern nur 45575 oder *9.2 Prozent gewerk­
schaftlich organisiert. In der amerikanischen „W orkers”  (Com­
munist) Pa rty  gehören J 0 Prozent der Mitgliedschaft den Ge­
werkschaften an. Von Frankreich wird nur gesagt, daß doit 
von 11 Millionen Arbeitern und Angestellten I Million ge­
werkschaftlich organisiert ist. Die roten Verbände umfassen 
davon 50 Prozent. Hierauf hat die KPF. „unbestreitbaren 
Einfluß", aber auch diese Organisationen sind in ihren Hand­
lungen in beträchtlichem Maße von den Reformisten abhängig, 
da es in ein und denselben Industriezweigen Verbände beider 
Richtungen gibt." (K l. 20, Seite 908.)

Ein wunderbares Gemälde leninistischer Strategie zeichnet 
Pjatnitzki von Mussolinien: „In  Italien sind breite Arbeiter­
massen gezwungen, den faschistischen (iewerkschaften anza- 
gehüren, da die Mit diedsbeiträge einfach vom Lohn abgezog-m 
werden und die Arbeiter keine Beschäftigung finden können, 
wenn sie nicht den faschistischen Gewerkschaften angehören. 
Darum muß die KP. Italiens alles tun. um in den faschistischen 
Gewerkschaftsorganisaiionen festen Fuß zu fassen. Der Ein­
wand. daß die faschistischen Gewerkschaften keine demokrati­
schen Organisationen sind, ist zwar durchaus richtig. D e  
Sekretäre dieser Gewerkschaften werden nicht gewählt, son­
dern durch die faschistischen Instanzen ernannt. Mitglieder­
versammlungen werden : J i t  u nberufen usw. Lnd trotzdem

wort auf diesen Ruf der Reformisten. Die Gew erf-
schaftsbonzen bemühen sich schweißtriefend, jede in 
Bewegung befindliche Arbeitergruppe fiir die utopische 
..Wirtschaftsdemokratie“  einzufangen — und die Unter- 
nelmierverbände selbst schlagen den rebellierenden 
Lohnsklaven die wirtschaftsdemokratischen Illusionen 
aus dem Schädel, indem sie sich von ihren Klassen­
gerichten Streik- und Unterstützungs-Verbote holen. Der 
( ieneralstab der Hungeroffensive läßt einfach die kapita­
listische Justizbestie los. um rebellierende Proletarier so 
mürbe zu machen, daß die Abwürgung ihrer Bewegung 
durch die gewerkschaftlichen Tarifkontrahenten mög­
lichst schnell eintritt. So  müssen die Arbeitermassen am 
eigenen Leibe unmißverständlich erfahren, w ie zynisch 
und brutal die bürgerliche Klassenjustiz den gewerk­
schaftlichen Schrei nach ..Wirtschaftsdemokratie“  beant­
wortet.

Den Justizaktionen gegen streikende und ausgesperrce 
Arbeiter treten dic Gewerkschaftsinstanzen nun ent­
gegen. indem sic auf dem „Rechtsw ege" Berufung bei 
den bürgerlichen Klassengerichten einlegen. Das heißt 
soviel, w ie den Teufel bei seiner Großmutter verklagen. 
Gewiß, hier und dort kann mit Aufhebung einstweiliger 
Verfügungen gerechnet werden. Solche „Erfolge“  sind 
aber praktisch völlig wertlos, da sie in der Regel erst 
dann erreicht werden, wenn die Justizsprüche ihren 
Zweck für die Unternehmer erfüllt haben. Die (iew erk ­
schaften jedoch können gegen die Schläge der Klassen­
justiz kein wirksameres Mittel als die lendenlahme B e ­
rufung an wenden, weil sie wegen ihrer eigenen Ver­
ankerung in der kapitalistischen Demokratie den Boden 
der Weim arer Bourgeoisverfassung nicht mehr verlassen 
können.

Die Arbeiterschaft darf sich nie und nimmer auf das 
tote Gleis des kapitalistischen Rechts begeben, wenn sie 
gegen die .lustizaktionen Front machen will. Die Geißel 
bürgerlicher Klassenjustiz kann nur gebrochen werden, 
indem das Proletariat dem Kapitalismus mit dem Schwerte 

, der revolutionären Massenaktion ins Herz stößt. Diese 
j revolutionäre Klassenaufgabe der Arbeiterschaft kann 
i aber nicht mit den Gewerkschaften, sondern nur im be­

wußten politischen und organisatorischen Gegensatz m  
diesen Bollwerken der kapitalistischen Hungerdemo- 

•kratie vollbracht werden.

können und müssen die Kommunisten in diesen Organisationen 
arbeiten." (Kl. 21, Seite 1027.) Aus dieser klassischen Situa­
tion für die Eroberungspolitik zieht unser Bolschewist denn 
auch die rechten Schlüsse für die internationale Gewerkschafts­
arbeit. „In Ländern, wo es rote Gewerkschaften gibt 
(Tschechoslowakei, Frankreich, Holland usw.) und wo die 
Arbeit der Kommunisten in den Gewerkschaften anderer Rich­
tungen (reformistisch, christlich, katholisch und nationalsozia­
listisch) unbefriedigt ist. müssen die Parteileitungen Genossen 
iu diese Verbände dirigieren, ohne vor der Notwendigkeit des 
Ausscheidens solcher Genossen an den roten Gewerkschaften 
zurückzuschrecken . . . .  Die kommunistischen Par..-ien der 
kapitalistischen Länder müssen nicht nur für die roten, sondern 
auch für die reformistischen Verbände Mitglieder werben. 
Je  mehr Mitglieder die Kommunistischen Parteien den Ge­
werkschaften zuführen, um so stärker wird ihr Einfluß in dein 
betreffenden Verband.“  (K l. 21, Seite 1936.)

Nachdem den Proleten nun klargemacht ist. daß nicht nur 
die schwarz-rot-goldene, sondern jede Konterrevolution bol- 
schewisiert werden kann, taucht die Frage auf. wie es denn 
mit der „kotnmuistischen" Arbeit in den freigclben Organisa­
tionen. die der Verfasser stilvoll „KJassengewerkschaften1 

nennt, in Wirklichkeit aussieht. Kehren wir zu Deutschland 
zurück und greifen dafür zwei drastische Beispiele heraus. 
„In  Berlin nahmen an allen Fraktionssitzungen im Januar 1927 
von den 14 000 gewerkschaftlich organisierten Mitgliedern nur 
1026 teil . . . Die Fraktion der deutschen Metallarbeiter­
gewerkschaften in Frankfurt umfaßt 209 Genossen. An den 
\ ersammlungen nehmen aber nicht mehr als 10 Prozent teil. 
Aui der letzten Generalversammlung des Metallarbeiterver­
bandes in Frankfurt waren von 209 Genossen 4 anwesend.“  
(K l. 20. Seite 973.)


